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12. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. (3. Septbr.) 
Eröffnung 103. Uhr. Die Tribünen find dicht beſetzt. Am Miniſterliſch 
die Miniſter v. d. Heydt, v. Selchow, Graf zu Eulenburg und die Regie⸗ 
rungs⸗Commiſſare Mölle und Wollny. 
räſident v. Forckenbeck theilt die Namen der Mitglieder mit, welche 
beute vor der Plenarſitzung in den Abtheilungen für die beſondere Com⸗ 
miſſion zur Berathung des Invalidengeſetzes gewählt ſind. Es ſind die 
ee v. Bonin (Vorſizender), Stavenhagen (Stellvertreter), v. Köller 
80 riſtführer), Cornelp (Stellvertreter), v. Wedell, Triacca, v. Kardorf, Har⸗ 
ort, v. Selchow, Ur. Hummel, v. Bunſen, v. Knobelsdorf⸗Brenckenhoff, 
Sch Pe tt d feßt die Berath 
as Haus tritt in die Tagesordnung ein und ſetzt die Berathung 
über die Indemnitäts⸗Erthellung fort. Mach der Rednerliſte hat zu⸗ 
nächſt das Wort für den Antrag der Budget⸗Commiſſion für die Ertheilung 
der Indemnität und die Bewilligung des Credits für 1866 der 
bg. Dr. Achenbach. Der Abg. Michaelis hat ſich an die rechte Seite 
ewandt mit der Aufforderung, doctrinäre Auffaſſungen aufzu⸗ 
geben. Ich bin mir keiner doctrinären Auffaſſung bewußt; ich faſſe den Ar⸗ 
titel 99 ſo auf, wie er lautet, und ſtimme auch darin zu, daß die ſicherſte 
Garantie der Volksrechte in ihrem weiſen und mäßigen Gebrauche liegt. Zu⸗ 
mal ſoll das Abgeordnetenhaus bedenken, daß bei der Feſtſtellung des Bud⸗ 
gets ſeine Pflichten beſonders ſchwer wiegen und daß feinen Rechten bier 
eine Schranke geſetzt iſt in den berfafjungsmäßigen Befugniſſen des Königs. 
Gerade vom Standpunkte der Pflicht aus kann das Haus die Indemnität 
Conflictes, der zugleich die Urſache großer 
Erſolge iſt. Möge die Linke den Standpunkt der Negation verlaſſen und 
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8 Baufteine zu neuen Schöpfungen zuſammengetragen, wollen nicht auch 
le Theil daran nehmen? Freilich die großen Thaten, deren Zeugen wir nes 
weſen, ſind wider Ihren Willen geſchehen, aber iſt das ein Grund für Sie, 
auch zu den Conſequenzen ſich abwehrend zu verhalten? — Der Abg. Gneiſt 
letzten Sitzung in einer eigenthümlichen Stimmung geweſen zu 
ſein. Er hat über alle Dinge und einige andere geſprochen und zwar mit 
einer ſo ascetiſchen Auffaſſung, von der ich nicht weiß, ob ſie zuſammenhängt 
mit ſeiner Auffaſſung von Adam und der Erbſünde. Gewiß aber iſt, daß 
durch ſeine ganze Rede ein elegiſcher Zug, eine Art Sehnſucht nach der guten 
alten Zeit geht. Der Commiſſionsbericht genügt ihm nicht, unſere Verwal⸗ 
tungs beamten ſind ihm Präfecten, unſere Gerichte Regierungscommiſſionen; die 
Verfaſſungsurkunden ſämmtlicher cher Staaten ſind ihm ſo werthloſe In⸗ 
ſtitute, daß, wenn fie weggeblaſen werden, kein Hahn danach kräht. Und alle 
dieſe Uebelſtände ſollen durch ein Miniſterverantwortlichkelts⸗Geſetz gehoben 
werden, denn die Interpretationen der Miniſter ſeien die Quellen derſelben! 
Ich ſelbſt als verfaſſungstreuer Staatsbürger beſchränke mich darauf, gegen 
eine ſolche niedrige Auffaſſung der Verfaſſung hiemit öffentlich Proteſt einzu: 
egen. Er ſagte ferner, gegenwärtig ruhe unſer Staat allein auf ſeinem Be⸗ 
Neenſtunde, und doch hat er dieſen Stand in unerhörter Weiſe angegriffen. 
A an, Wäre unſer Beamtenſtand wirklich in folder Fäulniß, wie er ihn dar⸗ 
Be ſo würde derſelbe nichts vertreten können, aber noch haben wir Gott 
ob unſere alten, kerntüchtigen Beamten. Der Herr Dr. Gneiſt ſagt ferner 
erfoflung ſei nichts weiter als ein Stück Papier, und doch ereifert er ſich 
gegen die Indemnität, weil damit die Verfaſſung verletzt werde. 
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Siebenundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


tribunals von einem der Angeklagten und, wenn ſie nicht ausreichen, mit 
Hüfsrichtern beſetzt werden. (Ziſchen rechts, Bravo links.) Daß man dem 
Herrn Miniſterpräſidenten nicht Furchtſamkeit vorwerfen kann, gebe ich zu; 
aber ich kenne auch einen Muth der Regierung, welcher darin beſteht, daß ſte 
bereit iſt, dem Volke alle ſeine Rechte im vollſten Umfange zu geben, damit 
fie dann freiwillig von ibm unterſtützt werde. (Bravo fins) ieſen Muth 
vermiſſe ich bei dieſem Miniſterium. (Bravo.) % 
Wenn wir unfer Recht für einen faulen Frieden opfern follen, fo iſt das 
ein ſchlechtes Geſchäft. Ob der Herr Minifterpräf. unſern Abſichten näher 
ſteht, als wir ahnen, das kann icht nich wiſſen; es würde mich ſehr freuen. 
Aber ich erlaube mir doch an ein Sprichwort zu erinnern: den Baum erkennt 
man an den Früchten, und nun, m. H., ſehen Sie ſich nach den Früchten 
der Verwaltung im Lande um! Wenn uns ferner die Gemkinſamkeit der 
Arbeit in Ausſicht geſtellt iſt, fo iſt das ſehr ſchön; aber ich muß dann erft 
wiſſeg, ob unſere Ziele gleiche find und ob die Regierung im Stande ift, 
alle Hinderniſſe hinwegzuräumen, unter denen namentlich die Zuſammen⸗ 
ſetzung des Herrenhauſes iſt. (Beifall Bu, i a 

Außerdem müßte ich auch wiſſen, ob alle Mitglieder des Minifteriums 
in dieſen Intentionen einig ſind; und dazu liefern uns die Erklärungen des 
e gerade nicht den beſten Commentar. Die Aufforderung des 
Miniſterpräſidenten, dafür zu ſorgen, daß nicht durch dieſe Tribüne vernichtet 
werde, was Schwert und Feder gewonnen, wird, hoffe ich hier die rechte 
Stelle finden; aber ich werde fie nur erſt auf Grund voller Verfaſſungsmä⸗ 
ßigkeit und des vollen Volksrechts und der Freiheit berückſichtigen können. 
(Lebhafter Beifall. Vun links.) 

Ein Antrag auf Schluß wird abgelehnt. 

Abg. Lasker (für den Commiſſionsantrag): Ich befinde mich mit einer 

Anzahl politiſcher Freunde in der ſchwierigen Lage, daß wir den Gründen 
unſerer eigenen Parteigenoſſen nicht dis zur Conſequenz der Abſtimmung fol⸗ 
gen und die Motive, die Andere für die Vorlage zu ſtimmen veranlaſſen, 
gleichzeitig nicht theilen können. Der Abg. Achenbach will für ſie ſtimmen, 
weil er Alles in unſerem Staate vortrefflich findet. Und doch wiſſen Sie 
Alle, daß ſelbſt nach dem glorreichen Tage von Königgrätz die kleinen Maß⸗ 
regeln zu Hauſe nach wie vor fortgedauert haben. Man glaubte, den Staat 
retten zu müſſen mit Nichtbeſtätigungen, mit Disciplinar⸗Unterſuchungen ge⸗ 
gen die, welche die Regierung in ihrer kriegeriſchen Politik unterſtützt haben, 
nur nicht in der Weiſe, die dem Herrn Chef gefallen hat. Aber ich frage: 
ſind die Bedingungen noch vorhanden, welche uns zwingen, den Conflict ne 
zuſetzen, eder können wir in der Oppoſition und der Vertheidigung unjerer 
Rechte verharren, ohne daß wir gerade dieſe Art des Kampfes, dieſen for⸗ 
mellen Conflict, hineintragen in die neue Zeit. Und ich antworte: aus der 
logiſchen Kette, die den Conflict darſtellt, ſind alle einzelnen Glieder heraus⸗ 
genommen, und es iſt die weſentliche Baſis nicht mehr vorhanden, den Kampf 
auf dem Gebiet des Budgetrechts fortzuführen. (Beifall rechts.) Der Abg. 
Gneiſt ſieht in der Ertheilung der Indemnität die ganze Verfaſſung von Art. 
1 bis 119 für alle Zukunft gebrochen. Er ift eine juriſtiſche Autorität, feine 
Hauptkraft iſt die Logik und die Schärfe der Logik. Und ich antworte ihm 
eben jo logiſch: in der Vorlage iſt nur die Rede vom Budgetgeſetz, ihre Ans 
nahme ſchützt nur gegen eine etwaige Anklage wegen der budgetloſen Ber: 
waltung. Warum alſo fie ausdehnen in einer Weiſe, welche die kühnſte In⸗ 
terpretation nicht billigen kann, nur um uns zu ſagen: wenn ihr den Kampf 
um das Budgetrecht abichlieht, jo geſahrdet ihr die ganze Verfaſſung! 
„Die Annahme des rs. bedeutet nichts Anderes als: „es 
iſt bis jetzt gegen die Verfaſſung gefehlt worden, aber ich habe innere Gründe, 
aus denen ich keinen Gebrauch machen werde von dem Anklagerecht, das mir 
zuſtebt, weshalb ich ausſpreche: „Das öffentliche Rechtsbewußtſein ift heutzutage 
befriedigt trotz des Verfaſſungsbruches.“ Eine begangene Schuld kann geſühnt 
werden durch Strafe, durch Gnade und durch Geſeß. Auf den erſten Weg 
verzichten wir, Gnade kann von uns nicht ausgeübt werden, ul bean wir 
den dritten den des 010 ein. (Sehr gut!) Wir Alle verlangen 
Amneſtie als würdigen Abſchluß glorreicher Thaten; aber würde mit ihrer 
Ertheilung ausgeſprochen, daß politiſche Vergehen und Verbrechen fortan in 
Bauen aflos jind? Eben ſo wenig beftätigt das Indemnitätsgeſetz den 
Verfaſſungsbruch (Zuſtimmung), ſondern, wie man nach glorreichen Thaten 
Umſchau hält und geneigt iſt, denen zu vergeben, die früher gegen das Geſetz 
gefehlt haben, fo thun wir daſſelbe durch den geſetzlichen Ausspruch der In⸗ 
demnität. Unſere Abſtriche vom Militär-Etat betrugen 40—50 Millionen im 
Laufe der 8 Verwaltungsjahre. Wer aber hätte den Muth gehabt 
Angeſichts dieſer großen Erfolge, der thatſächlichen Vorbereitung für einen 
Krieg, wie er geführt worden iſt, wegen der 40—50 Millionen die Mittel zu 
verweigern? Selbſt im Zweifelfalle würde ich ſagen: wenn auf der einen 
Seite die Exiſtenz gefährdet war und auf der anderen Preußen ſo glorreich, 
mit ſolchen Reſultaten für ganz Deutſchland hervorgehen ſollte, dann ſpielen 
40 oder 50 Millionen keine Rolle für mich und wir genehmigen felbit die 
108 Millionen, die der Seien. oetohgt hat, ohne Widerſpruch. Der Herr Abg. 
Gneiſt will bewilligen für die Zeit der Gefahr. Aber was ift für Preußen 
die Zeit der Gefahr? Sie beginnt mit dem wiener Congreß und tritt jedes⸗ 
mal ein, fo cft Preußen aus feiner Unbedeutendheit heraustreten und für 
Deutſchland eintreten will. Ich würde jedenfalls in Verlegenheit kommen, 
pofitib behaupten zu wollen, daß der Herr Miniſter⸗Präſident dieſen letzten 
Ausgang zwiſchen Preußen und Oeſterreich nicht ſchon ſeit ſeinem Eintritt in 
das Miniſterium vor Augen gehabt hat. (Sehr gut!) 

Der andere Grund des Conflicts war die Reorganiſation der Armee. 
Aber wer hätte heute wohl den Muth, in dieſer ſchwankenden Uebergangs⸗ 
peribde ein Militärgeſez machen zu wollen? Wer will in dieſem Augenblick 
an die Regierung die Aufforderung richten, ein Militärgeſetz vorzulegen oder 
auch nur für die nächſte Seſſion in Ausſicht zu ſtellen? Ich könnte das nicht, 
weil ich immer noch hoffe, daß das norddeutſche Parlament und der nord⸗ 
neutiche Bund eine Wahrheit werden wird und dafür iſt die erſte Bedingung 
die Militäreinheit. (Sehr richtig!) Dann aber gehört das Militärgeſeß 
vor das Parlament. Aber ſelbſt wenn dieſer Erfolg, was Gott verhüten 
möge, nicht erreicht wird und wir uns auf lockere Bündniſſe beſchränken 
müſſen, fehlt uns das Material für ein Militärgeſetz, da wir die Kräfte nicht 
n die uns zu Gebote ſtehen und alſo die Laſten nicht vertheilen 

nnen. 

Der dritte Grund des Conflicts, die Budgetloſigkeit, wird durch das 
Creditgeſetz für das Jahr 1866 aufgehoben, welches das Budgetgeſetz ver⸗ 
tritt. Nur dadurch wird es möglich, auf die Forderung zu verzichten, da 
das Budget für 1866 noch in dieſem Jahre vorgelegt wird. So kahl, kurz 
und knapp das Creditgeſetz auch iſt, es bewirkt doch, daß wir uns in dieſem 
Jahre über Budgetloſigkeit nicht beklagen können. Und fo find uns denn 
alle Glieder zerriſen, welche uns wider Willen gezwungen haben, den Con⸗ 
fliet zu erhalten. — Auch ich würde mit dem Abg. Gneift ein Miniſterver⸗ 
antwortlichkeitsgeſetz mit Freuden als den Ausbau unſerer Verfaſſung be: 
grüßen: aber nie kann ich es gerade in dem Augenblick als eine Vorbedin⸗ 
gung betrachten, in welchem ich ſage, daß ich von dem Geſetz in dieſem Fall 
feinen Gebrauch machen werde. (Hört! Hört!) Auch eine an ſich werthvolle 
Garantie iſt darum nicht die Vorbedingung der Indemnität, jo wenig wie 
die Herſtellung einer beſſeren Gemeindeordnung und Verwaltung. Meine 


ß Herren, es in meine tiefe Ueberzeugung, daß wir nie die Freiheit erlangen 


werden, ehe nicht die Einheit in Deutſchland feſtgeſtellt iſt. (Sehr richtig.) 
Denn die Quelle aller drehen iſt die Sicherheit des N Sie ſelbſt 
haben von der glücklichen Inſel geſprochen, die ſich ihre Verfaſſungsverhält⸗ 
niſſe ſo gut geregelt hat. Das iſt nicht die glückliche Inſel in der hate zu 
der kein Menſch Zutritt hat, ſondern es it England, das ein Verfaſſungsſtaat 
werden und ſeine Freiheit erobern konnte, weil es von jeher gegen äußere An⸗ 
riffe ſicher war. Dagegen in einem gegen äußere Augrſſt ſo unſicheren 
Staat wie Deutſchland konnte die Ueberbürdung mit Militärlaſten, die Zurück⸗ 
drängung alles bürgerlichen Berufes und polkswirthſchaftlicher Geſchäfte durch 
einen die höchſte Stelle einnehmenden Militärſtand nicht ausbleiben. Bis 
Deutſchland einig iſt, wird Europa den bewaffneten Frieden behalten. Mit 
Italien wird es dann den Ehrgeiz Frankreichs einſchränken, alle Länder wer⸗ 
den dann in ſich gehen und ji den Aufgaben hingeben, die für die Huma⸗ 
nität die wichtigeren find, Dieſer Aussicht hat uns der letzte Krieg näher 
gebracht. Darum bitte ich Sie, der Situation Rechnung zu tragen, damit 
man uns nicht vorwerfen könne: 

Eine große Epoche hat das Jahrhundert geboren, a 

Über der große Moment findet ein kleines Geſchlecht!“ ; 

RE . (Lebhafter Beifall.) 
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Abg. Schulze (Berlin) (gegen den Commiſſionsantrag): Der Redner weiſt 

nach, daß die neue Aera, um derentwillen zur Ertheilung der Indemnität 
edrängt wird, nicht allein durch die äußeren Erfolge zu motiviren und daß 
ie in unſerem übrigen Staatsleben noch nicht zu entdecken, daß mithin der 
zum zur Ertheilung der Indemnität noch nicht gekommen iſt. Dann fährt 
er fort: 

Ich war erſtaunt, daß ich, ein Mitglied des Hauſes, das der Regierung 
näher ſteht als die meiſten, von der „blutigen Adreſſe“ an das Haus reden 
hörte. Das iſt eine furchtbar ernſte Mabnun mehr noch an die königliche 
Staatsregierung, als an das Haus. (Lebhafter Beifall links.) Sie gerade 
hat es mehr als wir in der Hand, ob dieſe Kämpfe dauernden Segen und 
großen Erfolg dem Vaterlande bringen werden. Man hat von Mißbräuchen 
der Amtsgewalt bei den Wahlen geſprochen gerade in der Zeit der großen 
Schlachttage. Der Hinweis auf das vergoſſene Blut ift kein Hoch⸗ und Hei⸗ 
ligbalten jener Kämpfe, für die Schmälerung der Wahlfreiheit find fie nicht 

efochten worden! (Beifall links.) Warum dereint die verſtärkte conſervative 

artei dieſes Hauſes nicht ihre Stimme mit der unſrigen, daß zur Schließung 
des Conflictes mehr gehört, als was die Regierung bis jetzt gethan hat, daß 
mindeſtens jene kleinlichen Plackereien endlich einmal ein Ende finden mögen, 
um nicht fort und fort die alten Wunden wieder aufzureißen. (Sehr wahr!) 
Sie hätten damit eine gute Wirkung geübt und Ihrer Partei einen guten 
Dienſt geleiſtet. 

Der Herr Minifterpräfident hat die beherzigenswerthen Worte geſagt: wir 
ſtehen nur im erſten Acte der Kämpfe. Da muß der Frieden mit dem 
Volke unbedenklich und zwar jetzt gemacht werden, nicht ſpäter, wenn die 
ernſten Tage der Heut Mi ommen und die Gunſt der Umſtände dafür 
vorüber iſt. Der Herr Miniſterpräſident will die Eigenthümlichkeiten der er⸗ 
oberten Staaten vorläufig ſchonen, aber wichtiger noch iſt es durch Herſtellung 
unſerer verfaſſungsmäßigen Zuſtände ihnen die Ausſicht auf das Definitivum 
erträglich zu machen. Soll unſer Staat den Kämpfen, die ihm bevorſtehen, 
gewachſen ſein, dann muß man ſeine ſpontanen Kräfte ſtärken, nicht unter⸗ 
drücken. Es iſt, als wäre Jemand mit feiner Uhr nicht zufrieden, weil fie 
zu raſch geht, und er nähme die Feder heraus. Dann geht ſie allerdings nicht 
mehr zu raſch, ſondern ſie geht gar nicht. i 

Sehen Sie auf die Leiſtungen unſerer Communen während des Krieges, 
und doch ſind wir auf dem Wege, daß der größte Theil derſelben durch Re⸗ 
ee e verwaltet wird. (Belfall.) In den großen Tagen ber 
erſten Siege wurden der berliner Commune ſechs Stadträthe octroyirt! Die 
Hufrechterbaltung des Zuſammenhanges zwiſchen äußerer Macht und innerer 
Entwickelung ſtärkt, wie nichts Anderes, gerade die Macht. Und nichts ift jo 
geeignet, einem Volke die höchſte Achtung Ei gewinnen und jeinen Feinden 
Scheu vor ungehörigen Prätenſionen einzuflößen, als wenn es ſich, durch Er⸗ 
folge ungeblendet, von der Glorie und dem europäiſchen Preſtige unberauſcht, 
nicht abziehen läßt von dem feſten Einſtehen für ſein inneres Recht. Das iſt 
ein beſſeres Bollwerk gegen den äußeren Feind als alle Concentration der 
Verwaltung. Ein ſolches Volk wird die Einmiſchung des Auslandes nicht 
dulden, es wird auch verlorene Schlachten und Kriegsunglück überſtehen und 
einen Sporn zu neuen Siegen finden. Hätte der Mann, der an der Spitze 
unſerer Politik ftebt, früher in die Bahn der wirklichen Verſöhnung eingelenkt, 
dann ſtünde der Miniſterpräſident von Preußen in dieſem Augenblick nicht 
vor der Mainlinie ſtill (ſtürmiſcher Beifall links, Widerſpruch rechts), dann 
böten wir mit ganz andern Erfolgen den Herrſchern im Oſten und Weſten 
Trotz und müßten die großen nationalen Ziele nicht in zwei mühſamen von 
einander getrennten Stationen erreichen. (Unruhe.) Wenn es wahr iſt, daß 
er dieſe Ziele ſtetig im Auge hat (wir wollen das nicht bezweifeln, wir müſſen 
ja ſehr bald ſehen, wie die Dinge ſich entwickeln), — dann wird auch der 
Herr Miniſterpräſident nicht anders ſich die Bedingung zu dieſen Zielen an⸗ 
eignen, als daß er dieſen Frieden ſchließt. Der würde ſeinem Namen und 
ſeinen großen diplomatiſchen Leiſtungen eh die Krone aufſetzen. Er würde 
weit über die bisherigen densſch 7 2 ausgeben und den wahren Frieden 
und Schluß aller Kämpfe bewirken. Darum helfen Sie durch Ablehnung der 
Indemnität, wenn Sie auch die Bewilligung des Credits vielleicht im Auge 
behalten, der Regierung durch Ihr Votum klar zu machen, auf welchen Grund⸗ 
lagen allein — und ſie ſind ſo leicht für ſie zu erreichen und durchzuführen 
— der Conflict geſchloſſen werden kann, und Sie werden mehr gethan, der 
1 mehr bewilligt haben als hunderte von Millionen! (Lebhafter Bei⸗ 
fall links. Ziſchen rechts.) E 

Miniſter des Innern, Graf zu Eulendurg: Der Herr Vorreoner hat 
behauptet, daß vor dem Kriege die große Majorität des preußiſchen Volſes 
gegen den Krieg geweſen ſein ſoll. Ich glaube, daß ich von dieſer Stelle 


itun 


aus Gelegenheit habe, auch einigermaßen beobachten zu können, wie die Stim⸗ 


mung im preußiſchen Staate ſich geſta tet, und ich glaube, nach den Erfah⸗ 
rungen, die ich gemacht habe, behaupten zu können, daß er ſich irrt. Die 
Stimmung im preußiſchen Volke iſt nirgends kriegsluſtig geweſen; aber zu 
behaupten, man habe den Krieg nicht gewollt, iſt falſch. Die Stimmung tft 
nicht kriegsluſtig geweſen, weder bei unſerem erhabenen Monarchen, noch bei 
dem letzten gemeinen Soldaten; man hat keinen Haß gegen Oeſterreich gehabt, 
man iſt ſich der großen Aufgabe bewußt geweſen, was es heißt, einen der 
größten militäriſchen Staaten Europas zu bekämpfen. Aber von dem Augen⸗ 
blicke an, wo die Nothwendigkeit, Krieg mit Oeſterreich zu führen, berantrat, 
iſt ſie vom Monarchen bis zum gemeinen Soldaten herab begriffen worden; 
fie iſt in der Bevölkerung begriffen worden. (Bravo! rechts.) Mit großer 
Beſcheidenheit ſind unſere Truppen in das Feld gezogen, mit großer Beſchei⸗ 
denheit haben fie ſich nach ihrem glanzvollen Siege gehalten, mit großer Be⸗ 
ſcheidenheit tritt die preußiſche Regierung bis dieſen Augenblick auf, wo es 
heißt, die Früchte des 4 nutzbar zu machen. 5 Bravo.) 

Meine Herren, unſere Tapferkeit und unſere Beſcheidenheit und diejenigen 
Elemente im Volke, die davon befeelt find, hahen den Staat groß, geachtet, 
vielleicht gefürchtet gemacht, nicht diejenigen Elemente im Volke, welche vor 
dem Kriege geſchrieen 1275 Keinen Bruderkrieg! Keinen Pfennig dieſem 
Miniſterium. (Stürmiſches Bravo! rechts.) 5 

Von Anfang an ſind wir der Ueberzeugun geweſen, daß die Machtſtel⸗ 
lung Preußens einer Rectificirung bedürfte. Allerdings kann man ſagen, der 
Miniſterpräſident hat vor 4 Jahren dieſen Ausgang unſerer und ſeiner Be⸗ 
ſtrebungen nicht vorausgeſehen, aber ſie lag in unſerem Willen. Wir haben 
die feſte Ueberzeugung, daß die Stellung, welche Preußen in Deutſchland ein⸗ 
nahm, unhaltbar ſei, wir waren von einem großen Großmachtskitzel ergriffen 


b (Bravo! rechts) und wir haben die Gelegenheit wahrgenommen, dieſe Gele: 


genheit gut benutzt. Wenn Sie dies anerkennen, wenn heute von Seiten der⸗ 
jenigen Parteien, welche die Reorganiſationsfrage bekämpft haben, dergleichen 
Ausführungen kommen, wie die des Hrn. Abg. Lasker, dem ich nur vollſtän⸗ 
dig beiftimmen kann, indem er anführt, daß die Sicherheit des Staates die 
erſte Bedingung zur Fre heit; eine Ausführung, von der ich nur wünſchte, 
daß ſie ſchon vor einem Jahre von dieſer Tribüne vernommen worden wäre; 
denn jetzt iſt es Zeit, die Hand zum Frieden zu reichen, die Indemnität zu 
erbitten und ſeitens der Regierung Zuſtände zu ſchaffen, die ſich an die In⸗ 
demnitäts⸗Ertheilung knüpfen. Der Herr Vorredner ſagte: Hätte Graf Bis⸗ 
marck vor einem Jahre die Hand geboten, die er heute bietet, dann ſtände er 
unüberwindlich oder doch noch größer als heutzutage, und hätte für Preußen 
noch mehr erreichen können, als 2 M. H.! So ſtehen die Sachen nicht, 
Hätte Graf Bismarck, hätte dieſes Miniſterium Ihnen die Hand geboten, dann 
wäre es nicht die Hand der V 0 
Degen des Beſiegten. Aber, m. H, die Sache hat ſich jetzt ſo geſtal⸗ 
tet, daß ſelbſt von denjenigen Seiten, welche der nie bisher ent⸗ 
gegen geweſen, anerkannt worden iſt: die Regierung iſt nicht die Be⸗ 
N i 0 gte, die Regierung iſt ſtärker als zuvor, und dennoch, meine Herren, hat 
ich die 
lichem Munde der Ruf zur Verſöhnung erſchollen — als die beſte Garantie 
dafür, daß es ernſtlich damit gemeint iſt. Denjenigen Herren, welche heute 
Fast. der Ueberzeugung find, daß wir mit dem Willen, die Verfaſſung zu 
berlegen, um, ju zeigen, daß fie nicht auch für uns Geſetz ſei, den Budget: 
treit in der bisherigen Art geführt hätten, verdenke ich nicht, wenn fie die 

ndemnität nicht ertheilen wollen. Aber ich hoffe, Sie haben aus den Gr: 
olgen und aus der Wirkſamkeit, die wir bisher gebt haben, erſehen, daß die 
Sache ſo nicht ſteht. Es iſt ein großer Unterſchied, ob ich mit dem Willen, 
das Recht zu verletzen, einen Weg betrete, auf dem da ſteht „Verbotener 
Weg“, oder ob ich den Weg nur einſchlage, um auf dem küczeſten Wege einen 
Ertrinkenden zu retten. In letztere Halle glaube ich, habe ich Recht und 
bin entſchuldbar. (Bravo rechts.) Aus dieſem Grunde, meine Herren, bin 


erſöhnung geweſen, ſondern der geſtreckte 


and zum 3 geboten, und dennoch, meine Herren, iſt aus koͤnig⸗ 


. 
. 


ART ö 
5 Free 
N 3 


A 
3 
A 
4 


ich überzeugt, daß die Mehrzahl unter Ihnen, ſich dieſer Einſicht nicht wer: 

ſchließend, der Re N ſagen wird: wir behaupten zwar, daß der Form⸗ 

— Bi lären ihn aber den Ereigniſſen gegenüber für ent- 
ar. 

M. H.! Eine größere, eine weitere und wärmere Seite hat doch aber die 


Frieden zwiſchen der . 
hobenheit der Stimme, mit we 


tungen 6 


rt werden, daß Sie den 


ebene 
ichen Boden zu arbeiten. Be⸗ 


räliminar⸗Grundlage zu einem wahren, dauerhaften und 
fruchtbaren Frieden ſein zwiſchen der Regierung und der Volks⸗ 
vertretung. (Bravo auf beiden Seiten des Hauſes.) 

Abg. v. Vincke Gade M. H., als wir vor einigen Tagen die Adreſſe 
potirten, habe ich geglaubt, daß die damals von allen Parteien bewieſene 
Verſöhnlichkeit auch in ſpäteren Verhandlungen vorwalten würde. Aber 


kaum iſt die Antwort Sr. Majeſtät des Königs verhallt, als wir uns wieder 


ſehr lebhaft in der Discuſſion befinden, ſo lebhaft, daß Kan ein ſo geiſt⸗ 
reicher Mann, wie der Herr Abgeordnete für Mansfeld, ſich bewogen gefun⸗ 
den hat, auf Art. 41 der Geſchäftsordnung keine Rückſicht zu nehmen. Das 
Land will ein Ende des Conflicts. Wollen Sie einen Beweis dafür haben, 
jo brauchen Sie ſich nur die jetzige Phyſiognomie der Bänke dieſes Hauſes 
anzujehen, Namentlich erlaube ich mir, als Beweis für die veränderte Stimmung 
des Landes meinen geehrten Herrn Vorredner ſelber anzuführen; leſen Sie 
das vorjährige, auch von ihm unterſchriebene Programm der Fortſchrittspartei 
(Redner verlieſt einige Sätze deſſelben), hören Sie, was da verlangt wird: 
Rücktritt des Miniſteriums Bismarck, unbedingte Verwerfung der Politik 
Bismarcks, welche vom Ziele der Einigung Deutſch lands weiter 
abführt als je.“ 8 
Abgeordnete ſoeben geſprochen, worin er die „bewieſene Energie dieſes 
3 Staatsmannes“ anerkennt, damit vergleichen Sie ferner die 
orte der neulich angenommenen Adreſſe, für die auch er geitimmt: „Von 
großer Bedeutung ſind ſchon jetzt die errungenen Erfolge, und ſie geben die 
Ausſicht, daß in nicht ferner Zeit ein politiſch geeinigtes 
Deutſchland die Frucht des Kampfes ſein wird.“ Nach dieſem Bekenntniß, 
nach dieſem entſchiedenen Contraſt zwiſchen ſeinen Prophezeihungen vom vori⸗ 
gen Monat und ſeinen jetzigen Aeußerungen wird das Volk wohl Recht haben, 
wenn es ſo viel andere Männer in dies Haus geſandt hat. 

Das verehrte Mitglied wollte der preußiſchen Nation den Großmachtskitzel 
austreiben; die preußiſche Nation hat mit der Schlacht bei Königgrätz hierauf 

eantwortet (Bravo rechts), ſie hat gezeigt, daß fie nicht blos den Kitzel dazu 
n ſich hat, ſondern daß ſie es witklich iſt. Und wenn Sie (nach links ge⸗ 
wendet) immer von den Siegen der preußiſchen Nation ſprechen, ſo frage 
ich, wer hat denn dabei die Nation geführt, als die gegenwärtige Re⸗ 
gierung. Und da ich einmal an dieſer Stelle ſtehe, % halte ich es, zumal 
das von den bisherigen Rednern gänzlich verabſäumt iſt, für meine Pflicht, 
der großen Leiſtungen auf dem Felde der auswärtigen Politik zu ge⸗ 
denken. Große kriegeriſche Erfolge, die ſind wir gewohnt, die hatten wir ſelbſt 
in unſerem unglücklichſten Kriege, dem von 1806, aber was wir nicht gewohnt 
ſind, iſt, daß wir dieſe Siege auch gehörig benutzten. Seit dem hubertsbur⸗ 
ger Frieden, oder eigentlich ſeit dem Tode Friedrich des Großen haben wir 
eine auswärtige Politik in Preußen nicht gekannt, ſie beſtand eigentlich nur 
darin, We elegenheiten unbenutzt zu laſen. Nicht einmal Stein, Harden⸗ 
berg, Wilhelm von Humboldt find darüber hinausgekommen. Jetzt haben 
wir endlich einmal überhaupt wieder eine Politik, eine Politik dazu, die die 
größten Erfolge aufzuweiſen hat, die den Dualismus aus Deutſchland hin⸗ 
ausgetrieben hat und die gerade durch die große Mäßigung, die ſie nach dem 
Siege namentlich den ſüddeutſchen Staaten gegenüber bewieſen, Allem die 
Krone aufgeſetzt hat. Wenn ich die Schritte des Herrn v. Bismarck richti 
verſtanden habe, jo war das Ziel, das er ſeit ſeinem erſten politiſchen Auf⸗ 
treten gehabt hat, das: „Los von Oeſterreich, Ausſchluß Oeſterreichs aus 
Deutſchland um jeden Preis.“ 

Das war das Ziel, das er ſelbſt bei dem Abſchluſſe des Bündniſſes mit 
Oeſterreich im ſchleswig⸗holſteiniſchen Kriege im Auge gehabt hat, auf das er 
losgeſteuert iſt trotz aller Hinderniſſe, namentlich auch trotz derjenigen, die Sie 
ihm, m. H. (nach links gewendet), in den Weg gelegt 17 5 das er endlich 
erreicht hat in nie eines conſequenten Planes ſowohl, wie in raſcher 
Benutzung der günſtigen Gelegenheit. Dieſen Thatſachen gegenüber können 
wir uns daher nicht wundern, daß ſich ein Umſchwung in der öffentlichen Mei⸗ 
nung vollzogen hat, ein Umſchwung, der auch in den Anſichten der Mitglieder 
ſeitens dieſes Hauſes vorgegangen iſt. Um Ihnen dies zu Mac erlauben 
Sie mir, Ihnen zwei Aeußerungen von auch gegenwärtigen Mitgliedern des 
Hauſes in einer der früheren Seſſionen nach den ſtenographiſchen Berichten & 
citiren, Die erſte rührt her von dem Herrn Abgeordneten für Neu⸗Stettin. Er 

at gejagt: „Oeſterreich iſt für Preußen unentbehrlich; täuſche ich mich nicht, 
o wird ein Augenblick kommen, in dem uns der General Benedek in Berlin 
ieber fein wird als das geehrte Mitglied für Görlitz.“ Nun ich glaube, der 
iR 4 gen bat ſich damals doch wohl getäuſcht. und das Miglied für 

örlitz it uns im Ganzen doch lieber. (Heiterkeit.) Die zweite Aeußerun 
gehört dem Herrn Abgeordneten Schulze an, der die kleine Stadt Belihſch 
mit ſeinem Namen geziert hat. Derſelbe ſagte gelegentlich einer Kritik der 
Regierung: „Auch wenn die Regierung den Ruß nach einem Parlamente er⸗ 
challes ließe, fo würde ſich Niemand u de Ich meine, auch er wird 
eut zu Tage nicht mehr ganz der elben Meinung ſein. (Heiterkeit. 

Ich denke alſo, meine Herren, wenn ein ſo großer Umſchwun überall 
vollzogen hat, ſo können wir doch wohl annehmen, daß die Kluft, die früher 
beide Seiten dieſes Hauſes trennte, jetzt ausgefüllt iſt, ich denke, wir laſſen 
die abgethanen Dinge ruhen und halten es für unſere Aufgabe, mit dem 
ganzen Lande den Weg der Verſöhnung zu gehen. Wenn da in Bezug auf 
die zu annectirenden Länder geſagt wird, dieſelben würden lieber in die An⸗ 
nexion eintreten wollen, wenn in Preußen geſicherte Verfaſſungszuſtände 
herrſchten, nun, meine Herren, (nach links Far das Ausland lieſt auch 
die Zeitung, und hat das, was von Ihnen in diefer Beziehung gethan iſt 
gewiß mit Aufmerkſamkeit verfolgt. Aber in dieſem Augenblicke gilt es, Eu⸗ 
ropa das Schauſpiel einer geſchloſſenen Einheit zu geben. Laſſen wir darum 
alle alten Nergeleien fahren! Denn Niemand, das wiſſen Sie, tritt gern in 
ein Haus, wo Zwietracht herrſcht; aber Viele werden ſich ſreuen über die Re⸗ 
ſignation, welche, das glaube ich gern, viele von Ihnen (nach links gewendet) 
mit der Annahme des Geſetzentwurfes beweiſen werden. Bleiben Sie aber 
auf dem alten verbrauchten Standpunkt, fo werden Sie, das ſeien Sie über⸗ 
zeugt, noch lange auf ein einiges Deutſchland zu warten haben. Ich denke, 
wenn Sie ſich die Thronrede anſehen, ſo hat doch das verehrte Mitglied, das 
meinen Namen trägt, Recht, daß es ohne Beispiel iſt in der Geſchichte, daß 
ein König nach einem ſiegreichen Krieg, rein aus dem Bedürfniß nach Frie⸗ 
den, ohne irgend einen äußeren Zwang, in dieſer Weile die Verſöhnung ſucht. 
Bewegung links.) Ja, m. H., ich appellire an Ihre Wahrhaftigkeit, ich glaube 
Keiner von Ihnen hat das erwartet, ich ſelber nicht. Nun aber, da dem fo 
5 nun frage ich, was wollen Sie denn mehr? Nicht einſchlagen in die 


and der Verſöͤhnung? Nicht als erſten Beweis dafür das Indemnitätsge⸗ 
etz annehmen? f 
ie große Conceſſion der Thronrede war überhaupt nur in einem deut⸗ 
ſchen Staate moglich; kein romaniſcher Staat konnte Aehnliches vorweiſen. 
Es iſt ein Beweis einer deutſchen Geſinnung und wir werden hoffentlich 
mit deutſcher Geſinnung darauf antworten. (Bravo.) Die Verfaſſung, jo 
eilig, jo hoch, jo erhaben fie fein mag, iſt doch mehr oder weniger nur e 
ittel zum Zweck, die Verfaſſung fol das Mittel fein, des Vaterlandes Wohl 
u fördern und zu erhebe . Aber fie kann nie unter dem Vaterlande felber 
Ich, das wäre eine contradietio in adjecto, Und wenn es ſich in dieſem 
ugenblide darum handelt, dem Vaterlande eine bedeutende Erweiterung zu 
geben, dann müſſen alle anderen Rückſichten zurücktreten. Was kann es für 
ein größeres Zugeſtändniß ſeitens 
haben gefehlt.“ Dies hat die 2 ausgeſprochen 
dgli 


wir haben nun 
dies Zugeſt 


nichts zu thun, als ſo eilig wie m dniß zu acceptiren. Ich 


(Widerſpruch 


Und damit vergleichen Sie die Worte, die der Herr Ich 


der e als das: „Wir 


2288 

verſtehe auch nicht, wie man ſagen kann, wir haben damit nichts Beſonderes 
ewonnen. Von der einen Seite wird geſagt: „Das iſt gar kein Entgegen⸗ 
ommen“, nun, ich kann mir kein größeres denken. Dann wieder: „Das 
Budgetrecht ſei nicht das ie g verletzte Recht des Landes“; das gebe ich 
ern zu, ich habe dem auf die Verbeſſerung der inneren Zuſtände des Landes 
115 ichen Paſſus mit voller Ueberzeugung meine Zuſtimmung gegeben. 
Aber wo vermiſſen Sie denn das thatſächliche Entgegenkommen? Die Re⸗ 
ierung hat es zunächſt bei dem wichtigſten Punkte, dem Budgetrecht, bewie⸗ 
en, denn Vieles Andere, das werden Sie doch ugefieben, iſt jedenfalls un⸗ 
wichtiger. Dann haben Sie die verſöhnlichen Erklärungen ſowohl des Herrn 
Miniſterpräſidenten wie des Herrn Miniſters des Innern gehört und Sie 
haben kein 25 die Verſicherungen der Herren in Zweifel zu ziehen. 
inks. 
Dann ſagt wieder der geehrte Herr Abgeordnete für Mansfeld, das ganze 
Geſetz iſt inhaltslos, was bat es für einen Sinn, die Miniſter von der Ver⸗ 
antwortlichkeit zu befreien, ſo lange es kein Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz 
giebt. Ich denke, das Weſentliche iſt doch immer die eigene Ehre, und die 
moraliſche Verantwortlichkeit der Miniſter für die behaupteten Verfaſſungs⸗ 
verletzungen iſt doch viel wichtiger als ſo und fo viel Jahre etwaigen Gefäng⸗ 
niſſes oder ſo und ſo viel Thaler etwaiger Geldbuße. Das iſt der Inhalt, 
den ich in dem Geſetze finde, die Befreiung von der moraliſchen Verantwort⸗ 
lichkeit, und das halte ich überhaupt für das Wichtigſte bei dem ganzen Geſetz. 

Die Herren auf der linken Seite des Hauſes haben von jeher behauptet, 
ebe nicht für die ohne verfaſſungsmäßige Genehmigung gemachten Geldaus⸗ 
gaben Indemnität beantragt ſei, könne von irgend einer weiteren Geldbe⸗ 
willigung nicht die Rede ſein. n dieſem Augenblicke willfährt man ihnen, 
man fordert im vorliegenden Geſetzentwurf erſt die Indemnität und dann 
im Artikel 3 deſſelben einen neuen Credit. Da mit einem Male heißt es, ja, 
den Artikel 3, den Credit, wollen wir bewilligen, aber die Indemmität nicht. 
Nun, meine Herren, verzeihen Sie mir, Alles mag darin ſein (Heiterkeit), aber 
eine logiſche Conſequenz nicht (Bravo rechts). Und nun tritt das Mitglied 
für Königsberg auf die Tribüne und greift den Herrn Finanzminiſter des⸗ 
wegen an, weil er ſich auf denſelben Boden ſtellt, wie jene Herren bisher, 
weil er den Credit nur in Verbindung mit der Indemnität haben will. 
(Bravo rechts.) 5 

Ein Anderer ſagt wieder, ja, das Geſetz hat allerdings einen Anbalt, einen 
Kr wichtigen Inhalt, aber ehe wir es annehmen, malen wir Garantien 
aben, daß dergleichen nicht mehr vorkommen kann. Und dieſe Garantie ſoll 
darin beſtehen, daß erſt das Budget für 1867 vereinbart iſt, M. H., ver⸗ 
faſſungsmäßig iſt das allerdings, aber ich frage, was iſt denn das für 
eine Garantie? Haben Sie denn damit eine wirkliche Garantie für 
die Zukunft? Wer ſteht Ihnen denn dafür, daß nicht trotzdem 1868, 1869, 
in allen folgenden Jahren wieder ebenſo verfahren wird, wie dies geſchehen 
iſt? Auch von einem Miniſterverantwortlichkeits⸗Geſetz kann ich mir wenig ver⸗ 
prechen. Nein, m. H., die einzige wirkliche Garantie liegt darin, daß das 
ganze Volk ausnahmslos von jenem öffentlichen Rechtsbewußtſein durchdrun⸗ 
gen iſt, daß Abweichungen davon 90 einer abſoluten Unmöglichkeit werden. 

will mich freuen, wenn unſer Volk in der Zukunft zu dieſem Standpunkt 
gelangt, aber hier haben wir es mit der Vergangenheit zu thun. 

an ſagt endlich, es müſſe am Rechte feſtgehalten werden. Nun, das 
thun wir ja Alle, ich glaube aber, wir thun es am Beſten, wenn wir die 
ndemnität bewilligen, nur daß es den Herren, die bisher vom Conflict ge⸗ 
ebt haben, vielleicht nicht angenehm iſt, wenn derſelbe zu Ende geht. Wem 
nüßt es denn, wenn Sie das Geſetz nicht votiren? Dem Lande? Der Ber: 
faſſung? Ihnen ſelbſt vielleicht? Nein, meine Herren, Niemandem, aber die 
c e des Geſetzes, davon ſeien Sie überzeugt, wird viel Vortheil nach 
ich ziehen. 

Rn glaube, daß es ſehr heilſam ift, wenn viele Parteien hier im Haufe 
vertreten ſind. Eine einſeitige Parteiherrſchaft iſt weder zum Heile des Hau⸗ 
ſes noch des Landes und fo halte ich es für gut, wenn wir viele Phyſiogno⸗ 
mien, an die wir uns gewöhnt hatten, nicht mehr als Mitglieder des Hauſes 
ſehen. Aber trotzdem glaube ich, würde ſich die Regierung eine Ablehnung 
der wichtigſten Vorlage jetzt nicht gefallen laſſen, und was dann aus Ihnen 
werden würde, weiß ich nicht. (Bewegung links.) Ja, meine Herren, Sie 
würden es bedauern, wenn Sie dann nicht mehr hier wären, ich allerdings 
auch. Doch ich eile zum Schluß. Laſſen Sie die wechſelnden Intereſſen des 
Tages nicht über die des Vaterlandes gehen. Stellen Sie den Frieden der 
Parteien in dieſem Haufe wieder her und als erſten Akt dazu ſtimmen Sie 
für die n dieſes e (Lebhaftes wiederholtes Bravo rechts.) 

Abg. Schulze (Berlin): iſt hier eine Aeußerung von mir über den 
Großmachtskitzel eitirt worden und ich hätte gewünſcht, der betreffende Herr 
Abgeordnete hätte ſich vorher erſt genauer darüber informirt. Ich freue mich, 
daß die Regierung in der neuen Aera meinen damaligen Ausſpruch rechtfer⸗ 
tigt; denn er bezog ſich auf den außerdeutſchen Großmachtskitzel, während 
mein Streben ſtets dahin gerichtet war, Preußen zur deutſchen Großmacht zu 
machen. Vor Ausbruch des Krieges handelte es ſich darum, die Stimmung 
des Landes gegen den Krieg zum Ausdruck zu bringen — 

Der Präſtdent entzieht dem Redner das Wort; das ſei keine perſönliche 
Bemerkung mehr. A 

Abg. Michaelis: Abg. v. Vincke (Hagen) behauptet, der Erſte geweſen 
zu ſein, der die Energie der Regierung anerkannt hat; ich nehme dieſe Ehre 
für mich in Anſpruch. (Heiterkeit. ) m 

Abg. Wagener: Ich bin in Betreff des Citats des Abg. v. Binde in 
Verlegenheit, da ich mich nicht mehr auf den Zuſammenhang erinnere. Wenn 
er ſich jedoch noch weiter mit dem Leſen ſtenographiſcher Berichte beſchäftigen 
will, jo wird er finden, daß ich ſchon vor 3 Jahren mich dahin geäußert habe, 
daß Oeſterreich nachgeben müſſe oder von uns ein Krieg bis auf's Meſſer 
geführt werden würde. 


Referent Abg. Tweſten: M. H.! Wir haben zunächft zu berückſichtigen, 
daß die Regierung keinen Credit braucht und ihn dennoch nachſucht; fie wünſcht 
alſo den Frieden, ſie wünſcht einen gemeinſamen Boden zu finden, deshalb iſt 
es unſere Pflicht, auch unſererſeits entgegenzukommen. Ich habe mich über 
die Entſchiedenheit gewundert, mit welcher der Abg. Dr, Gneiſt gegen die Vor: 
lage aufgetreten iſt, nachdem er einen ſolchen Adreßentwurf eingebracht hatte. 
Es ſind uns Folgen der Annahme der Vorlage vorgehalten worden, gegen 
welche wir uns verwahren müſſen: wir laſſen nicht von der Verfaſſung ab, 
wir legaliſiren dadurch nicht das verfaſſungswidrige Regiment, wir ſchwören 
nicht unſern bisherigen Kampf ab, ſondern wir halten jedes Titelchen des 
Rechts feſt und bleiben unſern Grundsätzen durchaus treu; ich glaube nicht, 
daß die Männer der liberalen Partei, die muthigen Kämpfer der letzten Jahre, 
jetzt, da ſich die Sache der Freiheit Tae zu geſtalten ſcheint, geſonnen 
find, ihr Recht aufzugeben. Die Vorlage iſt ferner nicht inhaltslos, derwirrt 
nicht die Rechtsbegriffe, ſondern iſt eine Genugthuung für unſere Kämpfe. 
Ueber die Reorganiſation werden wir auch ſpäter mitzuſprechen haben, und 
nirgends wird uns ein Verzicht auf dieſes Recht zugemuthet; wir ſollen nur 
Indemnität für die Ausgaben ertheilen. Wir geben dadurch auch kein böſes 
Beispiel und ertheilen keinen Ablaß für zukünftige Sünden, ſondern wir er⸗ 
halten dadurch gerade eine Sicherung antes Rechtes. In der neuen Praxis 
der Creditſuchung liegt das ebenſo entſchieden, wie in der Zuſicherung, daß 
das Etatsgeſez immer vor Beginn der betreffenden Periode vorgelegt werden foll, 

Wäre dieſe Praxis in der Vergangenheit beobachtet worden, dann hätte, 
glaube ich, Telt dieſes Miniſterium nicht den Muth gehabt, fo zu handeln, 
wie es gehandelt hat. Darin finde ich die einzige Sicherheit für die Wieder 
einführung ſicheren Verfaſſungslebens. Sollen wir die Indemnität verwei⸗ 
gern und den Conflict fortſetzen? Wird dadurch mehr erreicht werden? Kann 
4 5 glauben, daß nach den Thaten dieſes Jahres wegen Mehrausgaben 
ür das Heer noch eine Anklage eintreten könnte? Der materielle Streitpunkt 
des Conflicts iſt beſeitigt. Bei der gel verde 
wir zurückkommen müſſen auf die Dienſtpflicht des Einzelnen, auf die Lei⸗ 
ſtung des geſammten Landes und der neuen Provinzen, für die Gegenwart 
aber iſt das kein materieller Streitpunkt. Wir befinden uns trotz des ger 
ſchloſſenen Friedens in einem Kriegszuſtande und werden bewilligen müſſen 
und werden bewilligen, 
wonnen iſt, das Ausland abzuweiſen, und der Mißgunſt zu ſteuern. 
ferner ein ganz ungerechter Vorwurf gegen die Commiſſion, daß fie Art. 1 
bis 119 der Verfaſſung preisgegeben; ſie hatte es nur mit Art. 99 bis 104 
zu thun. Es ſollen ja mit der Annahme dieſes Geſetzes nicht alle Schäden 
geheilt werden, ſondern nur die eine klaffende Wunde des Budgetſtreites. 
Das iſt 1 8 und das iſt jetzt möglich; ſo wenig auf den Feldzug dieſes 
Jahres eine Zeit des ewigen Friedens folgen wird, ebenſo wenig nach An 
nahme dieſer Vorlage eine goldene Zeit der innern Zuſtände. Nur die Siche⸗ 
rung der Selbſiſtändigkeit wird da helfen. Aber die Verſöhnung kann nicht 
warlen bis die Verfaſſung ausgebaut iſt. Wollten wir den Conflict jo lange 
fortführen, ſo würde er dauern, aber die Verfaſſung würde nicht ausgebaut. 
1 7 Wenn wir die Indemnſtät jo lange auſſchieben, bis wiedet her 
aſſungsmäßig ein Budget zu Stande gekommen ift, fo verweigern er St A 
denn wir haben nur jetzt die Entſcheidung, nicht für die Zukunft. * reit 
berührt nun allerdings das tiefſte Weſen unſeres Rechts taates, in wi een 
werden, wir immer wieder den Kampf aufnehmen, wenn es. not ich es 

Nur das Eine kann mich bewegen, jetzt davon abzu Ale % 118 nicht 
für nöthig finde, jetzt den Kampf for ujeben, as würde a ie Folge 
ein von der Verfagung der Indemnität? Die Verſöhnung würde zurückge⸗ 
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wieſen, der Conflikt würde weiter beſtehen. Und mag man überzeugt fein, 
daß er das politiſche Intereſſe und den Rechtsſinn des Volks eRÄDIL bat, fo 
hat er auf der andern Seite doch auch ſehr abgeſtumpft und Hemihigungen 
mit ſich ara, Verfolgungen aller Art verurſacht und die Verwaltung und 
Juſtiz vielleicht auf lange Jahre geſchädigt. Ebenſo hat die Rückkehr zu den 
alten Junkermaximen und zum abſolutiſtiſchen Regiment das N e des 
Staats ee dem Auslande geſchädigt; er hat in ganz Deutſchland bren⸗ 
nenden Haß gegen Preußen hervorgerufen. reilich ſind die Folgen nicht 
ſo ſchlimm der als man hätte fürchten können, aber es konnte kein 
Menſch fee en, 125 ſich die Leitung, die Führung, die Vorbereitung des 
Krieges ſo ſtreng innerhalb der Reminiscenzen der alten Reichsarmee halten 
würde. Außer den ſo dringend geforderten Garantien haben wir doch auch 
noch an manches Andere zu denken; wenn ich bedenke, daß Graf zu Eulen⸗ 
burg und Graf zur Lippe die Verhältniſſe der inneren Verwaltung in den 
neuen Landestheilen werden zu arrangiren haben, ſo une ich das durchaus 
nicht gleichgiltig, ſondern gefährlich. Aber ſolche Moglichkeiten künftiger 
Streitfälle zu erwägen, halte ich für müßig. Können wir einen Schritt wei⸗ 
ter thun, um die Macht des Hauſes zur Wahrung der Volksrechte zu kräfti⸗ 
gen, ſo werden wir uns damit begnügen müſſen. Die Hand wird uns auf 
dem Boden der Verfaſſung zur Verſöhnung geboten, wir können Frieden ſchlie⸗ 
ßen ohne Verzicht auf irgend ein Recht, darum müſſen wir darauf eingehen. 

Allerdings werden wir in der nächſten m den Bogen nicht zu ſtraff 
pannen dürfen, damit das wiedererrungene Recht nicht wieder zuſammenſtürze; 
aber wenn wir uns mäßigen, wird die Regierung auf uns Rückſicht nehmen. 
Die jetzige Zeit iſt nicht nur geeignet zum Friedensſchluß, ſondern ſie macht 
ihn noͤthig; der gute Wille ſcheint bei der Regierung und ihrer Partei vor⸗ 
handen zu ſein, die Ausdehnung unſerer Verfaſſung auf die neuen Landes⸗ 
theile zu ermöglichen und damit unjern Wirkungskreis zu vergrößern. Darum 
hoffen wir, dab auch die rechte Seite dieſes Hauſes nicht ſtarr an ihren Prin⸗ 
zipien feithalten, ſondern auf die Thatſachen Rückſicht 3 wird. Die Ge⸗ 
meinſamkeit der Action iſt für alle unſere Ziele nothwendiger, als je. Darum 
hat die Regierung Urſache, unſere Mitwirkung zu wünſchen. Man darf ſich 
nicht darüber täuſchen, daß die Stimmung des Heeres, des Volkes während 
des Krieges und bei den Wahlen ſich dahin dokumentirt hat, aus der Nega⸗ 
tive herauszutreten; das Volk iſt darum nicht reactionär geworden, ſondern 
es wird feſthalten an Recht und Freiheit und mit dieſem Kriege iſt ſein Ge⸗ 
fühl und Bewußtſein gewachſen. Die Frage liegt für mich einfach ſo: haben 
wir das Recht, Indemnität zu ertheilen, und iſt es politiſch? Wäre das Erſte 
nicht der Fall, ſo würde mich keine Rückſicht bewegen, ſie zu ertheilen. Wegen 
der Erfolge der auswärtigen Politik aber darf man durchaus nicht über das 
Recht hinwegſehen; dieſen Grundſatz acceptire ich, aber der Fall liegt eben 
nicht vor; wir haben das Recht, Indemnität zu ertheilen und die Regierung 
tritt mit uns auf den Boden der Verfaſſung. Bei der politiſchen Seite der 
Frage ift die Ausſicht auf den Erfolg und die Stimmung des Landes das 
Maß ebende. Die Stimmung des Landes hat ſich kundgegeben im Heere, in 
den Wahlen und in dem gehobenen Gefühle, das jetzt durch's ganze Volk 
geht. Darauf muß man Rückſicht nehmen. Auf die Freiheit dürfen wir aller⸗ 
dings nicht verzichten; aber ich bin überzeugt, daß das einige Deutſchland 
dafür: die beſte Grundlage iſt. . £ 

Wir wollen jetzt nur die frühere gezwungene Negation gegen die Ueber⸗ 
griffe der Regierung aufgeben; denn ſie war immer ein Unglück. Die Re⸗ 
gierung ſucht unſere Mitwirkung, ſie braucht ſie und wird auf uns Rückſicht 
nehmen. Im übrigen Deutſchland iſt Alles, was preußiſch geſinnt iſt, libe⸗ 
ral; will die Regierung da vorwärts kommen, fo muß fie darauf Rückſicht 
nehmen. Wird die Versöhnung heute zurückgewieſen, jo iſt der Bruch da, jo 
ſchroff wie nie. Aber die Größe der Heer welche wir vor uns er 
würde mich ſchon über jedes politiihe Bedenken hinwegſetzen, denn rechtliche 
Bedenken ſind nicht vorhanden. Ein Einzelner kann ſich für ſich jeder Ab⸗ 
ſtraction hingeben, das Abgeordnetenhaus kann das nicht, ſonſt iſt es ſelbſt 
unmoglich, oder der Staat. Wir ſind verantwortlich dafür, daß der große 
Moment nicht ungenützt vorübergeht; wir würden dadurch die wichtigsten 
Intereſſen unſeres Vaterlandes ſchädigen. Wir müſſen uns dadurch beflim- 
men laſſen, die verſöhnliche — nicht zurückzuweiſen und ſo die Se 
großen Aufgaben der einen Partei zu überlaſſen. Ueber Sünden der Ver⸗ 
gangenheit Pinmeagufäben, dafür find immer große Ereigniſſe entſcheidend ges 
weſen. Es iſt jetzt ein Erfolg über alle Erwartung erreicht, es iſt eine neue 
Epoche für die Geſchicke Deutſchlands eröffnet und das gut 
machen, was in der 9 efehlt worden iſt. In meinen Augen 
hat das Miniſterium Bismarck in den letzten Jahren viel geſündigt gegen 
das Recht und das Rechtsbewußtſein; aber die Geſchicke des letzten Jahren 
haben ihm die Indemnität ertheilt! Sprechen wir fie aus! (Bravo!) 

„Der Präſident ſchreitet zur Abſtimmung. Artik. 1 der Vorlage wird 
mit großer Majorität angenommen. . 

Zu Art. 2 beantragt Abg. Koſch eine Theilung in der Frageſtellung, ſo 
daß der erſte Theil gehe bis „dergeſtalt“ und der zweite bis zu Ende; denn 
er ſei der Anſicht, daß dieſer zweite Paſſus überhaupt überflüſſig oder mas 
teviell mit dem Art, 1 in Widerſpruch ſei. Ein Geſetz müſſe aber ganz klar 
fein und feinen Zweifel laſſen. i 2 

Abg. v. Gerlach fest auseinander, weshalb die conſervative Partei für 
den Geſetzentwurf ſtimme. Er hält die Indemnitätserklärung für eine „Un⸗ 
ſchädlichkeitserklärung“ des Miniſteriums. (Große nme Redner ver⸗ 
weiſt zur Orientirung auf eine Reihe Leitartikel der Kreuzzeitung und endet 
unter grobe Heiterkeit und bieljeitigem Bravo. ; 

Abg. Schulze (Berlin). Man hat die Verhältniffe in die Debatte ges 
zogen, unter deren Eindruck dieſe Vorlage entſtanden iſt und Aeußerungen von 
mir und meinen Freunden citirt. Wenn die Verhältniſſe jetzt wieder jo lä⸗ 
gen, ſo würde ich ganz denſelben Standpunkt einnehmen. Vor dem Kriege 
war die große Mehrheit des Volkes gegen den Krieg. KMWiderfpruc rechts.) 
Das war mir ein ernſtes Moment, welches noch jeßt tiefe düſtere Schatten 
auf die Erfolge wirft. Wäre das Terrain der moraliſchen Eroberungen nicht 
aufgegeben worden, ſo wäre das deutſche Volk nie gegen uns geweſen und 
die Dinge ftänden heut anders. Sie haben fo wenig als ich die unerhörten 
lens vorausſehen konnen; ich habe zwar nie gefürchtet, daß das Ende 
unſere gänzliche Niederlage ſein könnte, aber dieſen Ausgang konnte Niemand 
vorausſehen. In Oeſterreich wurde auf jede Weiſe gehetzt und getrieben, bel 
uns war es das tiefe, ernſte, ſittliche Moment, das politiſche Bewußtſein und 
die Intelligenz des Volkes, welche uns halfen. (Bravo.) Ein Widerſpruch in 
der Haltung liegt alſo in keiner Hinſicht vor. Die von mir eitirte Aeußerung 
aus dem Jahre 1863 gebe ich vollſtändig zu; denn wir haben noch kein 
deutſches Parlament, derer erſt ein norddeutſches. Herr v. Vincke hat eine 
Blumenleſe aus meinen Aeußerungen geſammelt, ich habe nicht die Zeit, ihm 
dieſelbe Aufmerkſamkeit zu erweiſen, denfalls wird er wiſſen, daß ich jeder⸗ 
zeit die Rechte, die Hegemonie Preußens in Deutſchland vertreten habe, auch 
zu Zeiten, wo es uns von der Regiekung nicht leicht gemacht wurde. Gegen⸗ 
jeitige Verdächtigungen führen zu nichts. Daß das Volk in den lezten 
Wahlen feine Gefinmangsänderung gezeigt hat, iſt nicht wahr; es wird bald 
erwägen und die Bilanz ziehen und ich wünſche ſehr, daß ſie zu Gunſten des 
Vaterlandes ausfällt. 5 2 8 
Minifter des Innern: Wenn die Regierung um Indemnität bittet, 
fo hat fie dabei zwei Geſichtspunkte namentlich im Auge. Es iſt der Wunſch 
der Entlaftung bon einer Verantwortlichkeit, die bisher auf ihr laſtete, und 
der Wunſch nach Friedensſtiftung. Was den erſten Punkt anbetrifft, jo kann 
ch mir wohl erlauben, daran zu erinnern, was ich vielleicht vor einem Jahre 
einmal geäußert habe. M. H., machen Sie die Militär » Reorganifation nicht 
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nicht in Zweifel arg daß der Zeitpunkt noch nicht gekommen 
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Koſch wird getrennt abgestimmt, und zwat 


des linken Centrums 


über den zweiten Theil nach „ertheilt“ von „dergeſtalt“ an zuerſt; der zweite 
Theil wird angenommen; dagegen ein großer Theil der Sortiariepan" und 
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Es wird nunmehr zur namentlichen Abſtimmung über den ganzen 
Artikel geſchritten, nachdem vorher der Präſident noch 9 daß ſich der 
Abg. Reichenſperger wegen Unwohlſein entſchuldigt habe. , 

Es ftimmten überhaupt 309 Mitglieder; davon ſtimmten mit Ja 230, mit 
Nein 75.— 4, nämlich der frühere Finanzminiſter v. Bodelſchwingh, der 
Miniſter des Innern Graf u ulenburg, ber Finanzminiſter v. d. Heydt 
ſowie der landwirthſch. Miniſter v. Selchow enthielten ſich der Stimme. 

haben une die Abgg. Dr. Alſcher, Dr. Becker, 
Berger (Solingen), Bresgen, Caspers, Claſſen⸗Kappel⸗ 
Deutz, Elven, 


Gegen die Vorlage 
Dr. Beitzke, Dr. Bender, 


mann, Cornely, Coupienne, rabich, Dr. Eberty, Ellering, 


b en ommer, |Dr. Fübling, Dr, Gneiſt, Gockel, Groote, 
— 2 \ uber rt, Herrmann, Frhr. d. Hilgers, Hobbeling, Freiherr 
Hoverbeck, Dr. Jacoby, John (Marienwerder), Keuffel, Kleinschmidt, 


d. Kleinſorgen, Dr. Krebs, Kreutz, Krieger (Goldap), Laßwitz, Leſſe, Lucas, 
Darananın Meulenbergh, Meuſer, Dr. Michelis (Allenſtein), Ritſchie, Nücker, 
Olbertz. Pauli, Pelzer, Plehn, Dr. v. Proff⸗Irnich, Raffauf, Reinhardt, 
ömer, v. Rönne, Roggen, Nohden, Runge, v. Saucken⸗Tarputſchen, Schulte⸗ 
Weſtboff, Schulze (Berlin, Schwarz, Senff, v. d. Straeten, Tapdel, Triacca, 
ö Dr. Virchow, Dr. Waldeck, Dr. Weber, Wendisch, Werner, Weygold, Winkel⸗ 
mann, Ziegler, Zurmühlen. 
Art. 3 der Commiſſions⸗Vorlage (Bewilligung des Credits von 154 Mill.) 
wurde ſodann mit allen Nepan circa 10 Stimmen angenommen; dagegen 
mmten u. A. die Abgg. Waldeck, Jacoby, Runge, Saucken (Tarputſchen), 
resgen, Groote, Berger (Solingen), a 
agließlic das 


rt. 4 und die Einleitung wurden ſodann gleichfalls und 
ganze Geſetz mit derſelben Majorität, wie Art. 2 angenommen. 
Die Sitzung wird darauf um 3 Uhr vertagt auf morgen Mittag 12 Uhr. 

Tages⸗Ordnung: g 
Verleſung der Interpellation des Abg. v. Bonin, wegen Vorlage eines 
Geſetzentwurfs, betreffend die Naturalleiſtungen für die bewaffnete Macht 
während des Friedensſtandes und deren 3 1 Wahlprüfungen. 3) 
Mündlicher Bericht der Commiſſion zur Prüfung des Staatshaushalts⸗Etats 
über die Petition des Kreisgerichts ⸗Secretärs Neubauer zu Greiffenberg in 
Pommern, betreffend die Verheſſerung der Gehälter der Juſtfz⸗Subaltern⸗ 
Wiegen: Antrag der Commiſſion: Das Haus der Abgeordneten wolle be⸗ 

ießen: . 

In Erwägung, daß die königl. Staatsregierung das Bedürfniß einer weis 
teren Aufbeſſerung der Gehälter zunächſt der Unterbeamten und Subaltern⸗ 
anerkannt und eine Befriedigung deſſelben nach Maßgabe der vor⸗ 


bandenen Mittel zugeſagt hat, 
über die vorbezeichnete Pelizion its Brunn uͤberzugehen. 4) Peti⸗ 
tionen, welche von den Gommillioren für nicht geeignet zur Erörterung in 
pleno erachtet worden ſind. 
5. Sitzung des Herrenhauſes. 
Eröffnung 12 Uhr 25 Min. Die Tribünen find ſchwach beſetzt; die Bänke 
des Halles Fehr schwach; es it kaum beſchlußfahig. 
m Miniftertiih Handelsminiſter Graf Itzenplitz, Juſtizminiſter Graf 
zur Lippe und mehrere Reg. Commiſſarien. 
Der Präſident theilt mit, daß die Herren Geh. Rath Klützow und v. Tet⸗ 
tau⸗Tolcks in das Haus eingetreten ſind; er begrüßt dieſelben Namens des 
Hauſes. — Nach Mittheilung der aus dem Abgeordnetenhauſe überwieſenen 
Vorlagen wird beſchloſſen, für das in nächſter Zeit aus dem Abgeordneten⸗ 
er erüberkommende Reichswahlgeſetz, fo wie für das zu erwartende 
a engeſetz nach Schluß der Sitzung beſondere Commiſſionen zu 
Präſident Graf Eberhard zu Stolberg⸗Wernigerode: M. H. Es 
liegt mir noch ob, Ihnen einen Bericht abzuſtatten Nantens der Femdiiſſen 
zur Ueberreichung der Adreſſe an Se. Majeſtät den König. Die Adreſſe 
wurde am 19. d. M. von der Deputation überreicht und die Commiſſion in 
allergnädigſter und huldvollſter Weiſe von Sr. Majeftät empfangen; Se. Ma: 
eftät hat uns beauftragt, dem Herrenhauſe feinen beſonderen Dank für die 
dreſſe und die Geſinnungen auszuſprechen, die in 7 niedergelegt ſind. 
Außerdem hat uns Se. Majeſtät den Befehl ertheilt, dem e 
insbeſondere dafür feinen Dank auszuſprechen, daß es mit unerſchütterlicher 
eue für die von ihm ſelbſt in's Leben gerufene Armee⸗Reorganiſation mit: 
ewirkt hat. Se. Majeſtät ſprach zu gleicher Zeit die Hoffnung aus, daß 
ottes Gnade, die ſo ſichtlich über uns gewaltet in dem an ſchweren Opfern, 
Som auch an großen — — reichen Kriege, auch ferner über uns walten werde, 
rg aus der blutigen Saat reiche Früchte für Alle entſprießen möchten, auch 
ür un fe Länder, deren bisherige Führer zu entſetzen und die Länder 
ſelbſt mit Preußen zu verbinden er ſich habe entſchließen müſſen. 
m. Bat . . Erklärungen Alle mit einem: „Das walte Gott!“ ent⸗ 
gegennehmen mb baß Ioir St. Majeftät unseren Bank dafür ausſprechen, 
ur egeitertes: Se. Majeftät unfer allergnädigſter König lebe hoch! 
Das Haus ſtimmt in den dreimal ein, N a 
Der Präſident theilte darauf mit, daß, da der Bericht über die Wucher⸗ 
A nicht die durch die Geſchäftsordnung e e 120 
gen in den Händen der Mitglieder geweſen ſei, dieſer Punkt für heute von 
der Tagesordnung abgeſetzt werden müßte, 
Er erbittet jedoch die Ermächtigung vom Hauſe, in der nächſten Zeit aus 
Aweckmüßigteitsgrunden dieſe Friſt nicht immer beobachten zu dürfen. Die 
tigung wird ihm ertheilt. 
E wird nunmehr zur Tagesordnung übergegangen. 
Die beiden erſten Gegenſtände der T.D.: 
Bericht der Finanz⸗Commiſſion über die Verordnung wegen Abänderung 


2 = Taraſätze für Zucker. 


Tilgungskaſſe f 
werden nach kurzen Bemerkungen der Referenten, Herren Engels und Dr. 
88 m en gelediat, dadurch daß des Haus den Anträgen es 
oral Verordnungen ws — verfaſſungsmäßige Zuſtimmung zu den be⸗ 


Der dritte 8 N H N 
Commiſſion a re der Tages Ordnung iſt der Bericht der Finanz: 


und 1 i 
Referent iſt Herr d. Meding. 6. Bericht der Staatsſchulden⸗Commiſſion. 
Die Commiſſion beantragt, das Herrenhaus möge über ſämmtliche dor: 


gelegte Rechnungen die Decharge ertheilen. 


Nach einer kürzen Motivirung dieſes Antrags durch den Referenten wird 
Die Sitzung 
morgen 12 Uhr. T.⸗O.: 


te i 
zung fiel aus, da nach Mittheilung des Präſidenten Velen kahle 


der Commiſſionsantrag ohne weitere Debatte a 
wird ſodann um 1 br geſchloſſen; ‚nächte Giung morgen 19 
Das heut vertagte Wuchergeſez. Auch die auf 
Gründe eine Verſchiebung derſelben auf die nächſte Woche wünſchenswerth 
„K. 0, [Die Interpellation des Abgeordneten v. Vonin 
welche in der —— de Sitzung zur Verleſung kommt, 1 
Lantiole königliche Staatsregierung hat 
porplages wiederholt die Erklärung abgegeben, 
kaliegenden dringenden Bedürfniſſes, einen 


ge Be e e hc e 
eben dend 50 vornherein anzuerkennen, 

endet ee 
rag Mme enthält f 
nd und zu einer eben at welche theils unprakti 


des Landes führen. 


wegen der iir al, und deren 


Anfra 


en en für 5 * 1. 

Abänderung des Geſetzes vom 11 

und deren Vergütung in Ausfi 12 
e iſt unterftüßt von über 50 Mitgliedern 


au Mtiberalen Fraction, dem linken Centrum 


Unterz 


8e Berlin, iche 3.] Se. Majeſtät d 

® 3. Sept. [Amtliche s.] at der 
Ges N dem bisherigen banſeatiſchen 

Sonde iten — ee ertheilt und aus deſſen 


und 


u winde von ſeinem Poſten zu einer anderweitigen 


ei it der König hat den Geh. 


ETETr cc 


ch glaube, 


von drei] 


en Gejeg- Entwurf wegen Ausgabe ven Talons zu den Rentenbriefen 
und zu den Schuldverſchreibungen der Paderbornſchen und Eichsfeldſchen 


in den beid legten Sr N 
n den beiden letzten ſionen des 
daß ſie, in Anerkennung des 
Geſetz⸗Entwurf, betreffend die 


al⸗Leiſtungen f i nete Macht während des Friedensſtandes 
gen. jür bie beraff ſobald die umfangreihen Ermitte⸗ 


daß dieſe Ermittelungen während des 
großen und glorreichen Krieges nicht haben fortgeſetzt und ber 
8 a 


jeſes Krieges gezeigt, daß auch 
Mol Jagen während dieſes Krieges g Fond 


ch, theils zweifelhaft 
o ungerechtfertigten als ungleichmäßigen Belaſtung 


une Beſſatzt auf dieſe Erfahrungen richte ich an die königl. Staatsregierung 


12 der beabſichtigten anderweiten ; * 
i geſetzlichen Regelung der Natura 

10 er Macht, während des Sriebensftandes auch 

1851 wegen der Kriegsleiſtun⸗ 


des Abgeordnetenhauſes aus 


i d f 
et conferbatinen Partei befinbet ſich Graf eiae Zu une den 


Konig hat geſtern 
Munster Resten 
Händen ein 
Senate der drei freien und Hanſeſtdte entgegengenommen, — 

eſtimmung ab⸗ 


Segationd« und vortragenden Rath 
m der auswärtigen 1 000 egenheiten Abeken zum Wirklichen 


Geheimen Geh 
Odber⸗Ber 12 b 8 ſowie den Geh. Bergrath Bendemann zum Geh. 
und die Geh. Regierun Windhorn und Boretius| 

4; — — die von der Akademie der die 


2289 5 

enſchaften in Berlin getroffene Wahl des Aſtronomen Dr. Arthur Auwers, 
15 er 0 Sehe, — 1 Digtiede der Alden beſtätigt. 

Der Berg⸗ ſeſſor Theodor Freund und der Salinen⸗Factor Alexander 
Weſener find zu Berg⸗Inſpectoren bei der königlichen Bergwerks⸗Direction 
u Saarbrücken ernannt. — Bei dem Gymnaſtum in Miünfter iſt den Ober⸗ 
ehrern Dr. Schipper und Dr. Grüter das Prädicat ee verliehen 
worden. — Dem Cantor an der Oberkirche und Geſanglehrer am Gymna⸗ 
ſium in Cottbus, Emil Fromm, iſt das Prädicat „Muſik⸗Director“ ver⸗ 
liehen worden. 

Berlin, 2. Sept. [Se. Majeſtät der König!] empfingen ger 
ſtern Nachmittag noch Se. Hoheit den Prinzen Nikolaus von Naſſau, 
den Wirklichen Geheimen Rath v. Werther nach ſeiner Rückkehr von 
Prag und den Chef des Generalſtabes des Garde⸗Corps Oberſt von 
Dannenberg. Demnächſt hatte der Minifterpräfident Graf Bismarck 
Vortrag. um 10% Uhr Abends begaben Se. Majeftät Allerhoͤchſtſich 
nach Schloß Babelsberg. 

— 3. Sept. Nachdem Se. Maj. der König geſtern auf Babels⸗ 
berg verweilt und bei Ihrer Majeſtät der Koͤnigin⸗Wittwe zu Sansſouci 
mit den anweſenden Mitgliedern der königlichen Familie, fo wie mit 
Ihrer kaiſerlichen Hoheit der Großfürſtin Marie mit Höchſtihrem Sohne, 
dem Herzoge von Leuchtenberg, dinirt hatten, kehrten Allerhöchſtdieſelben 
per Extrazug um 8 Uhr Abends nach Berlin zurück. 

Heute empfingen Se. Majeſtät den Vortrag des Civil⸗Cabinets 
und den des Wirklichen Geheimen Ober⸗Regierungs⸗Raths Coſtenoble, 
den des Militär⸗Cabinets, des Miniſters Graf Eulenburg, des königlichen 
Wirklichen Geheimen Raths von Savigny und den des Miniſter⸗Prä⸗ 
ſidenten. Seine Majeſtät nahmen die Meldungen der hier vom Kriegs: 
ſchauplatz eingetroffenen Stäbe des Ober⸗Commandos der 2. Armee, 
des General⸗Commandos des 2. Armee⸗Corps und des General⸗Com⸗ 
mandos des 1. Reſerve⸗Armee⸗Corps, ſowie die der General⸗Lieutenants 
von Czettritz und von Uechtritz entgegen und ertheilten dem Königlichen 
Botſchafter Grafen von der Goltz aus Paris eine Audienz. Ferner 
machten Se. Majeftät Ihrer kaiſerlichen Hoheit der Großfürſtin Marie 
einen Beſuch im kaiſerlich ruſſiſchen Geſandtſchaftshotel und beſichtigten 
um 5 Uhr auf dem anhaltiſchen Bahnhof das daſelbſt ſoeben aus 
Dresden eingetroffene 1. Bataillon (Berlin) 2. Garde⸗Landwehr⸗ 
Regiments. (St. ⸗A.) 


O. K. C. Der Verbeſſerungs⸗Antrag des Referenten der Credit⸗Commiſſion, 
Abg. Röpell (nicht Virchow's, wie wir geſtern irrthümlich ſchrieben) lautet: 
§ 1. Der Kriegs⸗ und Marineminiſter wird zu den durch den Krieg ge⸗ 
gen Oeſterreich und in Deutſchland veranlaßten außerordentlichen Ausgaben 
bis zur Höhe von 108 Millionen Thalern ermächtigt. 3 
$2. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, dem Staatsſchatze 20 Millionen 
Thaler baar zuzuführen. i : i 
§. 3. Der Finan:miniſter hat die zu den § 1 bezeichneten Ausgaben nöthie 
en Geldmittel der Militär⸗ und Marine-Berwaltung und die nach $ 2 dem 
feen ee Summe der Verwaltung des Staatsſchatzes zu 
überweiſen. 
Alle dieſe Geldmittel ſind zu beſchaffen: 
I. a. aus dem Beſtande des Staatsſchatzes zu Ende des Jahres 1865; 
aus dem Erlöſe für ſchon verkaufte Eiſenbahnaktien; 
. aus den Verwaltungs⸗Ueberſchüſſen pro 1865; 
aus den Kriegs⸗Contributionen und der Kriegsbeute; h 
„aus dem Erlöſe für entbehrliche Pferde, welche nach der Demobil⸗ 
machung verkauft werden können; ä 
f, aus den zu erwartenden Kriegskoſten⸗Entſchädigungen; 2 
g. aus dem Erlöſe für die noch zu verkaufenden Eiſenbahnaktien, und endlich 
h. aus dem Kaufgelde für die Weſtfäliſche Staats⸗Eiſenbabn. 1 
II. Durch Aufnahme einer verzinslichen Anleihe bis zur Höhe von zwanzig, 
Millionen Thaler. 
$ 4. Ueber die Beſtände des Staatsſchatzes kann die k. Staatsregierung 
nur nach vorgängiger Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages verfügen. 
Die dem Staatsſchatze durch die Cabinets⸗Ordres vom 17. Januar 1820 
G. S, S. 21) und 17. Juni 1826 (G.⸗S. S. 57) ‚übereigneten Einnahmen 
fließen, ſobald die baaren Beſtände deſſelben durch die fernere Einziehung und 
ſonſtige Zuwüchſe über 30 1 dreißig) Millio 


wachſenen Kriegskoſten und der Höhe der eingezogenen, beziehungswei 
zu a ede oder e Ma ehe 
u geben. So weit die Ausführung alsdann noch nicht erfolgt iſt, iſt die 
ant der im 8 4 ertheilten Ermächtigung von einer anderen geſetz⸗ 
ichen Anordnung abhängig. 
Berlin, 30. Auguſt 1866. ; : 
[Der Geh. Rath und Generalarzt Dr. v. Langenbed] 
bat feine Thätigkeit auf dem Kriegsſchauplatze beendet und iſt bereits 
hier wieder eingetroffen. 
[Der Einzug der heimkehrenden Truppen in Berlin] iſt 
auf den 20. und 21. September feſtgeſetzt worden. { 
[Beim Finanzminiſter Freiherrn v. d. Heydt! fand geftern 
Mittag, und zwar in der Villa deſſelben, ein parlamentariſches Diner 
ſtatt, an welchem alle Fractionen des Abgeordnetenhauſes (mit Aus⸗ 
ſchluß der äußerſten Fortſchrittspartei) theilnahmen. Anweſend waren 
außer den 3 Präſidenten des Hauſes die folgenden Herren: Landrath 
Graf Eulenburg, Miniſter a. D. v. Bodelſchwingh, v. Blankenburg, 
v. Denzin, v. Vincke (Hagen), v. Vincke (Olbersdorf), v. Eynern, Overweg, 
Tweſten, Reichenheim, Röpell, Michaelis (Stettin), v. Bockum⸗Dolffs. 
[Todesfall.] Heute Morgen ſtarb nach kurzer Krankheit der 
Provinzialſchulrath Dr. Tſchirner. 


> Deutſehland. 

München, 29. Aug. [Die Kammer der Reichsräthel berieth heute 
über den preußiſch⸗baieriſchen Friedensvertrag. Reichsrath Harleß (Präſi⸗ 
dent des N bemerkte, er habe mit ſchwerem Herzen das Re⸗ 
ferat über dieſe Vorlage übernommen. Die jetzt hereingebrochene Kataſtrophe 
babe nichts an jeinen früheren Anſchauungen geändert; er könne nie die fel⸗ 
ſenfeſte baieriſche Treue mit dem Immortellenkranze preußiſcher Sympathien 
zieren. Wir haben jetzt 30 Millionen nach dem erſten Acte jener Tragödie 
zu bezahlen, in welche Geſammtdeutſchland eingetreten iſt; es dürfte noch 
lange währen, bis der Vorhang über den letzten Act fällt. Das Opfer muß 
gebracht werden, die Nothwendigkeit erfordert es. Wir müſſen nur danken, 
daß wir uns nicht dem galliſchen Nachbar zu empfehlen haben und daß nicht 
Geſammtdeutſchland um ſo viele Millionen ſchwächer geworden iſt. Wir 
wollen nicht götzendieneriſch die Kniee vor dem Erfolge beugen; wir ſollen 
aber die jetzige Heimſuchung benützen, um die aufgedeckten hei 
und eine beſſere Zukunft herbeizuführen. Wir ſollen ſorgen, daß nicht ein 
zweitesmal unſere tapferen Soldaten umſonſt ihr Blut . nen Es ſei 


war 
dor t. Redner hofft gleichwohl, daß, wenn etwa dem Nachbar an der Seine 
auch ein Gelüfte ads Gebietsvergrößerung komme, Baiern und Preußen 
fi unter derſelben Fahne zuſammenfinden. Das iſt vielleicht der blutige 
Kitt, der uns aus dem Particularismus rettet, denn dieſem ſind wir wieder 
auf einige Zeit anheimgefallen, gleichviel, ob es ein preußiſcher oder ein an⸗ 
derer Paärticularismus iſt. Als dieſes Haus feine letzten Beſchlüſſe faßte, 
hegte es keine particulariſtiſchen Zwecke, ſondern wollte nur das Recht Ges 
ſammtdeutſchlands wahren. Daher wünſcht Redner, daß dieſer Friedensver⸗ 
trag nie zu einem Hemmniß jener geſammideutſchen Einigung werde. — 
Der zweite Präſident, v. Kleinſchrod, erblickt in der Zuſtimmung einen Act 
ſtaatsrechtlicher Nothwendigkeit. — Frhr. v. Zu⸗Rhein (Regierungs⸗Präſt⸗ 
dent in Würzburg) hebt hervor, daß die Bewohner der abzutretenden Landes⸗ 
theile großentheils arme, aber treue Leute find: möchten fie in dem neuen 
errſcher einen milden Herrn finden! Der Tag der Abrechnung werde noch 
ommen. Redner beklagt, daß es dem tapferen Feldmarſchall 
der ſich dem dichteſten Kugelregen ausſetzte, nicht beſchieden war, einen glück⸗ 
lichen Ausgang zu ſehen. Redner will wegen der baieriſchen Führung zu 
keinem Kriegsgericht auffordern, das überlaſſe er dem Kriegsminiſter; aber er 
plaubt, der Hauptfehler der gegenwärtigen Campagne liege darin, daß bie 
eiden Armee⸗Coips keinen gemeinſchaftlichen Operationsplan hatten, und er⸗ 
ählt als Augenzeuge, wie das achte Armee⸗Corps nit wehender Fahne und 
lin endem Spiel plötzlich den Kriegsſchauplatz verließ. — Graf Bray, der 
bei den Friedensverhandlungen mitwirkte, bezeugte, daß die jetzigen Opfer 
gegen die urſprünglich geforderten unbedeutend ſind. Man habe Baiern in 
Berlin vorgeworfen, daß es hauptſächlich die Schuld am Kriege trage; auch 
habe man Baiern ein Uebermaß der Ehrlichkeit zum Vorwurſe gemacht; dies 
ſei aber gerade ein Ehrentitel der ae und ſicherlich eine Garantie 
für die Zukunft. — Miniſter v. d. 
des Krieges Baiern in noch größeres Unglück gebracht haben würde; — 
einziger Bundesgenoſſe bei den Verhandlungen in Berlin wäre die tapfere 
baterlſche Armee geweſen, über welche ſelbſt der König von Preußen ihm 
ſeine Anerkennung ausgedrückt habe. Auf die erhobenen Klagen wegen der 
Kriegsführung erwidert Redner, daß der Prinz und Felpmarſchall als glän⸗ 
zendes Beiſpiel der Vaterlandsliebe und Hingebung daſtehe; der baieriſche 
Feldzug habe keine Niederlage zur Folge gehabt und es ſeien in den Straßen 
Berlins keine baieriſchen Kanonen Au: heben geweſen; die eigentliche Urſache 
unſeres Verluſtes ſei in der ſaſt beiſpielloſen Niederlage unſeres Hauptper⸗ 
bündeten zu ſuchen. Die baieriſche Armee werde indeß die gemachten Erfah⸗ 
rungen zu benützen wiſſen. — Der erſte Präſident zollt der Umſicht und 
Charalterfeſtigkeit des Miniſters v. d. Pfordten, ſowie der Tapferkeit der 


S v> 


onen Thaler erhöht werden wür⸗ 
den, den allgemeinen Staatsfonds zu und können dem Staatsſchatze zur wei⸗ 
teren Anſammlung nur mit beſonderer Zuſtimmung beider Häuſer des Land⸗ 
tages überwieſen werden 


Wenn vor dem Jahre 1870 durch kein Geſetz beſtimmt wird, daß der bis 
dahin angeſammelte oh ferner ganz oder theilweiſe oder noch für eine 
beſtimmte Zeit weiter beſtehen ſolle, jo gehen die Beſtände des Staatsſchatzes 
Ende des Jahres 1869 in die allgemeinen Staatsfonds über. 

5. (Wie § 3 der Vorlage.) f 
6. (Wie § 4 der Vorlage.) 

§ 7, Der Finanzminiſter wird ermächtigt, um den Erlös der § 3 J. Littr. 
g. und h. bezeichneten Außenſtände rechtzeitig flüſſig zu machen, verzinsliche 
Schatzanweiſungen, längſtens auf ein Jahr lautend, bis zur Höhe von dreißig 
Millionen Thalern auszugeben. 

Der Erlös dieſer Außenſtände wird zur Zurückziehung reſp. Einlöſung der 
Schatzanweiſungen verwendet. 5 

Die Ausgabe der Schatzanweiſungen iſt durch die Hauptverwaltung der 
Stagtsſchulden zu bewirken. e 

b und in welchem Betrage neue Schatzanweiſungen an Stelle der ein⸗ 
gelöſten ausgegeben werden dürfen, bleibt der bei der geſetzlichen Feſtſtellung 
des Staatshaushalts⸗Ctats zu treffenden Beſtimmung vorbehalten. 

Die Zinſen auf Schatzanweiſungen verjähren binnen 4 Jahren, die ver⸗ 
ſchriebenen Kapitalsbeträge binnen dreißig Jahren nach Eintritt des in jeder 
Schatzanweiſung auszudrückenden Fälligkeits⸗ Termins. 

8. (Wie $ 6 der Vorlage.) 

9. (Wie § 7 der Vorlage.) 

er Anstap des Abg. Hagen lautet: Unter Verwerfung der Regierungs⸗ 
Vorlage vom 28. Juli 1866: 

„Entwurf eines Geſetzes, betreffend den außerordentlichen Geldbedarf der 

Militär: und Marine⸗Verwaltung 
— 0 — Geſetzentwurf dem Haufe der Abgeordneten zur Annahme zu 
empfehlen: De . > n 

$ 1. Die durch den diesjährigen Krieg gegen Oeſterreich und in Deutic- 
land entſtandenen außerordentlichen Ausgaben werden, vorbehaltlich der Rech⸗ 
nungslegung, hierdurch nachträglich genehmigt. 

8 2. Zur Deckung der Ausgaben ($ J), ſowie der während der Fortdauer 
der Kriegsbereitſchaft noch entſtebenden Koſten der Militär⸗Verwaltung hat der 
Finanzminiſter nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen die nöthigen Geld: 
mittel dem ih Waun zu überweisen. 

§ 3. Dieſe Geldmittel ſind . ; 

zunächſt aus den Kriegscontributionen und den Kriegsentſchädigungen, 
demnächſt aus den Beſtänden des Staatsſchatzes, ſo wie aus den der⸗ B 
wendbaren Mitteln der General⸗Staatskaſſe zu entnehmen und im Falle 1 
des weiteren Bedürfniſſes endlich durch Veiwerthung der verfügbaren 2 

Effecten der Staatskaſſe bereit zu ſtellen. - für möglich 

1 In ſo weit die im 91 erwähnten Mittel nicht ſogleich flüffig zu | im Herzo 

machen find, wird der Finanz⸗Miniſter ermächtigt: 
5 „fundirte verzinsliche Schatzanweiſungen“ 5 
bis zur Höhe von 25 Millionen Thalern, längſtens bis zum 1. Juli 1867 
lage, a eben; Sen 

e nt nd für dieſe Schatzanweiſungen ($ 4). dienen die im 
g 3 gedachten, erpfand für dieſ inweiſungen (8 
a 


am 


dens verdanke, beſondere Anerkennung und fordert das Haus auf, ſich zu er⸗ 
beben (die ganze Kammer erhebt ſich). Schließlich wird nach Antrag des 
Ausſchuſſes von einer detaillirten Erörterung des Vertrages Umgang genom⸗ 
men, da die Competenz der Kammer vollſtändig gewahrt erſcheint, und dem 
Vertrag die Zuſtimmung der Kammer erlheilt. 

Dresden, 3. Sept. 
Heute iſt hier folgende Bekanntmachung erſchienen: 


genſtände beabſichtigen, für das geſammte Königreich Sachſen. 
Dresden, den 2. September 1866. 
Der königlich preußiſche Generals re u für die ſächſiſchen Lande. 


im Beſitz des Staats befindlichen, durch den Verkauf der Weſt⸗ e⸗ 
liſchen Bahn in . Beſitz tretenden ien Bal eclen, insbeſondere der 


Köln⸗Mindener ar der Bergiſch⸗Märkiſchen Bahn, im Werthe von pp. 


e e 
et, 
barſidates 


„ zu en Opfern an ei 
er Machteinigun deb Geda erland 
duch den Abſchluß eines a 
ttagung der Reichsgewalt affung eines 
deuiſchen Parlaments e Regierung da 
pate Soldaten im Auge behalten, um ihr ſchließl 


g aus Fälligk ins. 
Landtage iſt bei der Zuſammenkunft de ö 
rung Dice Bede ee Angabe * Soldaten zu bringen, 


Schäden zu heilen Bi 


ſchon öfter® auf ein Friedensdocument kein Friede auf ewige Zeit ge⸗ 


rinzen Karl, 
fordten zeigt, wie eine Fortführung 


baieriſchen Armee, denen beiden man allein das Zuſtandekommen dieſes Frie⸗ 


[Verbot politifher Verſammlung en.] 


Während der Dauer des Kriegszuſtandes verbiete ich hiermit dis Abhal⸗ a 
tung aller offentlichen Verſammlungen, welche die Beſprechung politiſcher Ges . 


von Schack. 
Braunſchweig, 30. Auguſt. [Adreſſen an den Herzog von 
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dem Vorſchlage bei und ſandte feine Antwort durch den General Angiolini 


* 


kathen ſein. Zwar hat Garibaldi erſt jüngſt no 


Adreſſe an den Herzog die nachfolgende Kundgebung an Se. 


Diurchlauchtigſter Herzog! Je tiefer wir den Segen empfinden, den eine 
hohe Regentenweisheit über unſer vielgeliebtes und viel beneidetes Heimath⸗ 
land ausgegoſſen hat, deſto berechtigter ift der Wunſch dankbarer Unterthanen, 
ſolchen Segen durch den Schutz deſſelben Landesherrn, der ihn ſpendete, in 
dem norddeutſchen neu entſtandenen Bunde auch ſerner verbürgt zu ſehen. 
Wenn aber in hoffentlich noch weit entfernter Zeit der allmächtige Gott Ew. 
Hoheit zu den großen Vorfahren in ein ewiges Jenſeits heimrufen wird, To 
mag zugleich damit die Sonder⸗Exiſtenz des Herzogthums im 
großen deutſchen Vaterlande für immer aufgeben. 
Ein ſolches Ende ruhmreicher Sondergeſchichte hat neben der Weihe ge⸗ 
rechter Wehmuth auch die Weihe ſtolzer Erhebung, wo das Charakterbild 
} 5 Er Enkels die Reihe der edelſten Ahnen würdig und glanzvoll abs 
ießt. 
In tieſſter Verehrung bitten wir deshalb Ew. Hoheit: 
Die Regierung des Herzogthums Braunſchweig als ein von Gott vertrau⸗ 
tes Amt fortführen und eine Entſcheidung über die ſpätere Zukunſt des 
Landes huldreichſt peranlaſſen zu wollen, die den Eintritt des Herzogthums 
Braunſchweig unmittelbar unter die deutſche Reichsgewalt als den Schluß⸗ 
ſtein Höchſtdero ſegenvoller Regierung bezeichnet. 
Beharrend in Unterthänigkeit 
Ew. Hoheit 759 
treu geporſamſte 
(folgen die Unterſchriften.) 
Wolfenbütttel, den 20. Auguſt 1866. 
Zugleich iſt unter Beifügung einer Abſchrift der ven 
a: 
ſeſtät den König von Preußen mit der gleichen Anzahl Unterſchriften 
abgegangen: 
Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter König, 
Allergnädigſter König und Herr! 

Das preußiſche Volk in Waffen hat unter Ew. Majeſtät königlicher Füh⸗ 
tung deutſche Siege erfochten, die auch wir, Angehörige des Herzogthums 
Braunſchweig, mit höchſter Freude begrüßt haben. i , 

„Wir verehren in Ew. Majeſtät den thatkräftigen Begründer einer Ein⸗ 
heitsregierung unſeres großen deutſchen Vaterlandes, dem auch wir mit Leib 
und Seele angehören, den mächtigen Schutzherrn aller nationaldeutſchen, mit⸗ 
hin auch der Intereſſen unſeres engeren Heimathlandes Braunſchweig. 

In dem Entſcheidungskampfe zwiſchen dem deutſchen Preußen und dem 
habsburgiſchen Oeſterreich haben die Bewohner unſeres Herzogthums mit 
ihrer en ſchiedenſten Neigung auf Preußens Seite geſtanden. Es giebt viel⸗ 
leicht keinen deutſchen Volksſtamm, der ſich lieber als der braunſchweigiſche 
der deutſchen Führung Preußens unterwirft, unbeſchadet der dankbarſten Uns 
terthanentreue gegen unſern allverehrten Landesherrn, den Herzog Wilhelm 
von Braunſchweig⸗Wolfenbüttel. Dieſe Geſinnungen find es, durch welche die 
unterthänigſt Unterſchriebenen ſowohl zu der Bittſchrift an ihren gnädigſten 
Landesfürſten, von welcher fie eine getreue Abſchrift beizulegen ſich erlauben, 
derſelben an Ew. Majeität, 
3 Reichsoberhaupt ſich drin⸗ 


Verharrend in größter Ehrfurcht und unterthänigſt. 
Wolfenbüttel, am 21. Auguſt 1866. 
Italie u. 
Florenz, 27. Auguſt. [Zu den Frieden sunterhandlungen.] 
Man erwartet hier, ſchreibt man der „K. Z.“, einen ſehr befriedigenden 
Verlauf der Friedens⸗Unterhandlungen mit Oeſterreich. Die Formfrage 


als auch zu dieſer ehrerbietigſten re 
den König von Preußen, als künftiges deutſche 


gend veranlaßt gefunden haben. 


über die Abtretung Venetiens iſt durch die perſoͤnliche Vermittlung des 


Kaiſers der Franzoſen erledigt worden, und zwar nach einem Plane, 
wie er ſchon durch den Prinzen Napoleon in Anregung gebracht worden 
war. Zunächſt wurde die vorläufige Abtretung der Provinz an den 
Kaiſer durch etnen beſonderen Vertrag zwiſchen Oeſterreich und Frank⸗ 
reich formell beſtätigt. Die Art der Retroceſſton an Italien aber wurde 
durch den oft erwähnten Brief des Kaiſers an Victor Emanuel (f. unten) 
feſtgeſtellt. Napoleon III. erklärte nämlich in dieſem Schreiben, daß er 
einen Commiſſar nach Venetien ſenden werde, mit dem Auftrage, zu⸗ 
nächſt die Feſtungen aus den Händen der öſterreichiſchen Militärbehör- 
den zu übernehmen; ferner ſolle derſelbe die Verwaltung des von den 
Oeſterreichern geräumten Gebietes den Gemeindebehoͤrden übertragene; 
die Geſammt⸗ Bevölkerung der Provinz endlich ſolle aufgefordert werden, 
in allgemeiner Abſtimmung über den Anſchluß an das Königreich Italien 
zu entſcheiden. Ricaſoli hatte zwar einen Augenblick gehofft, die fran⸗ 
zoͤſiſche Vermittlung noch weiter zurückdrängen zu können, er ſah aber 
doch bald ein, daß mit der kaiſerlichen Erklärung die Sache entſchieden 
ſei. Ueberdies wird durch dieſen Vorſchlag dem italieniſchen National⸗ 
gefühl in der That reichlich Rechnung getragen, reichlicher ſogar, als es 
manche der Räthe des Kaiſers wünſchten. So trat der König denn 


nach Paris, worauf den directen Unterhandlungen zwiſchen Italien und 


Oeſterreich nichts mehr im Wege ſtand. 

[Strafe für die Nichtanerkennung Italiens.] Die 
„Nazione“ macht auf den Umſtand aufmerkſam, daß diejenigen deut: 
ſchen Staaten, die jetzt Preußen einverleibt worden ſind, gerade dieſelben 
ſind, welche bei Gelegenheit des italieniſchen Vertrages mit dem Zoll⸗ 
verein ſich weigerten, das Königreich Italien anzuerkennen. „Die Re⸗ 
gierungen von Hannover, Kurheſſen, Naſſau und Frankfurt“, fügt die 
„Nazione“ hinzu, „leiden fo die Strafe für ihre eigenſinnige Abneigung 
gegen das Princip der Nationalität, und dieſe Bevölkerungen gehören 
ſetzt einem Königreiche an, welches ein Bundesgenoſſe Italiens iſt.“ 

Garibaldi] iſt wieder fo weit hergeſtellt, daß er die Inſpectionen der 

Freiwilligen in Bergamo, Lonato und Deſenzano vornehmen konnte. Die 
meiſten betrachten dieſe Beſuche als die Verabſchiedung des Generals bei den 
497705 en, deren Entlaſſung baldigſt erwartet wird. Da die Gefahren des 
üſſiggehens und Stilleſitzens für dieſe unruhigen Köpfe nicht unbedenklich 
find, fo dürfte dieſe Maßregel wohl auch der Regierung als das Klügſte zu 

0 einen Tagesbefehl erlaſſen, 

welcher den Unterricht der Freiwilligen und die Organifation von 10 fliegen⸗ 
den Compagnien für den Vorpoſtendienſt anordnet. Die plötzliche Berufung 
des in Urlaub abweſenden Generalſtabschef Fabrizi wird aber wohl mit der 
Aufloſung des Corps im Zuſammenhange ſtehen 

Mazzini] hat die ihm zu Theil gewordene Amneſtie, wie ſchon gemeldet, 
zurückgewieſen; er hat zur Motivirung dieſes Entſchluſſes von 8 aus 
einen langen Aufruf an das italieniſche Volk in der mailänder „Anita ita⸗ 
liana“ veröffentlicht, welche deswegen von den Behörden ſofort mit Beſchlag 
belegt wurde. Nach Mazzini's Anſicht iſt der im Abſchluß begriffene Friede 
ein ehrloſer für Italien; einmal begonnen, hätte der Krieg ohne die Erlangung 
der natürlichen Grenzen (Trient, Trieſt, Iſtrien, Dalmatien) nicht beendet 
werden dürfen; Pflicht des italieniſchen Volkes ſei es, durch allgemeine De⸗ 
monſtrationen feine tiefe Entrüſtung über den Gang der öffentlichen Ange: 
legenheit zu bekunden. Im Uebrigen könne Jemand, der ſein Leben durch 
für fein Vaterland, deſſen Einheit und Freiheit mit all’ feinen Kräften ges 
wirkt und daſſelbe mit ganzem Herzen geliebt habe, dafür ſich doch unmöglich 

f M laſſen. 4 
[Die Kaiſerin Charlotte von Mexico] iſt in Mailand, wo fie einſt 

mit ihrem Gemahl, Erzherzog Ferdinand Mar, reſidirte, ſympathiſch aufge: 
nommen worden; ſie logirte im Stadthauſe, wohin der Präfect Villamarina 


25 und der Syndicus Baretta ſie geleiteten, und beſuchte vor ihrer Weiterreiſe 


auch die von ihrem verſtorbenen Vater, König Leopold, beſeſſene Villa am 


Komerſee. 2 
Mailand, 27. Aug. [Ueber das Schreiben Napoleons III. 


an Victor Emanuel] theilt man der „K. 3.“ von hier Folgendes 
mit: Bis geſtern noch weilte König Victor Emanuel in Padua oder 
doch in deſſen nächſter Nähe, auf den Schlöffern patriotiſcher venetiani⸗ 
ſcher Edelleute. Heute jedoch ſollte er jene Stadt verlaſſen, um Treviſo 
und Vicenza zu beſuchen. Von dem Plane, auch nach Udine zu gehen, 
hat man vorläufig Abſtand genommen, weil dies der militäriſchen De⸗ 


marcationslinie, reſp. den öſterreichiſchen Wacht⸗ und Vorpoſten doch 


etwas gar zu nahe iſt. Von befreundeter Hand gehen mir zugleich aus 


der Umgebung des Königs einige Einzelheiten über das Schreiben zu, 


welches Napoleon III. neuerlich durch Baron Malaret dem Könige 


Victor Emanuel bat überreichen laſſen. Sie wiſſen, daß die Art und Dip 
Weſſe, in welcher die franzoͤſiſche Regierung der italtenſſchen gleichſam 


N 


— — | . . 


22900 
den Waffenſtillſtand mit Aufgebung des urſprünglichen uti possidetis 


getrogirt hatte (fiehe das famofe Telegramm Drouyn de Lhuys'), durch⸗ 
aus nicht nach dem Geſchmacke des Königs geweſen war, dem im 


Gegentheil durch feinen Schwiegerſohn, den Prinzen Napoleon, ganz] Ruhiger 
Die Folge davon hatte na⸗Dhollerah 9%, 


andere Aspecten eröffnet worden waren. 


türlich eine gewiſſe Verſtimmung ſein müſſen, die ſich Victor Emanuel Bengal 


diesmal keine Mühe gab zu verleugnen, da er ſicher war, in Riea⸗ 
ſoli einen gleichgeſinnten Rathgeber zu beſitzen. Napoleon III., in ſei⸗ 
ner beliebten Art der. perfönlichen Initiative, beſchloß nun, mit Um: 
gehung des Herrn Drouyn de Lhuys ſich in einem eigenhändigen (bes 
reits wörtlich auf telegraphiſchem Wege mitgetheilten) Schreiben direct 
an den König von Italien zu wenden, um dieſe Wolken gegenſeitiger 
Mißſtimmung zu zerſtreuen. 
dua aus datirte Antwort Viclor Emanuel's enthält nun auch ſeiner⸗ 
ſeits Dankesworte für die herzlichen Zusicherungen, die ihm der Kaiſer 
gemacht. So ſchwer es ihm auch geworden ſei, auf den Waffenſtill⸗ 
fand unter den gegebenen Verhältniſſen einzugehen, fügt der König dem 
Sinne nach hinzu, ſo habe er ſich doch in der Hoffnung auf dauernde 
Folgen deſſelben dazu entſchloſſen und in der Ueberzeugung, daß er da⸗ 
mit ſowohl die Wünſche der beſonnenen Mehrheit des italieniſchen Vol⸗ 
kes, als auch die Europa's, deſſen Ruhe nicht länger geſtört ſein ſolle, 
lediglich erfülle. Schließlich hofft Victor Emanuel nicht minder, daß 
die definitiven Friedensbedingungen ehrenvoll für Italien ſein werden, 
und deutet dabei an, daß, auf Alles bereit, Italien eine Armee von 


300,000 Mann in Schlachtordnung habe, auf deren Tapferkeit und! 


Patriotismus es zählen könne. So weit meine Mittheilung, die ich 
allen Grund habe, für verläßlich zu halten. 

[Der Kriegsminiſter, General Cugia,)] trifft alle Anſtalten, 
neues Leben in den verroſteten Militärſchematismus zu bringen. Man 
kündigt an, daß namentlich die ſämmtlichen Zweige der militäriſchen 
Adminiſtration eine totale Umgeſtaltung erfahren ſollen. Cugia hat die 
ausgeſprochene Abſicht, darin nur Hand in Hand mit Cialdini vorzu⸗ 
gehen, mit dem er ſelbſt ſchon in Bologna eine längere Zuſammen⸗ 
kunft gehabt und der erklärt hat, daß er ſtreng darauf halten wolle, 
daß die Vorräthe an Munition, Waffen und ſonſtigen Armirungs⸗Ge⸗ 
genftänden nicht blos, wie bisher, einzig auf dem Papier und den Liſten 
des Kriegsminiſteriums, ſondern auch de facto in den Depots und Ar- 
ſenalen vorhanden ſeien. 

Rußland. 

Petersburg, 31. Auguſt. [Die Stellung Rußlands.] Das 
„Journal de St. Petersbourg“ äußert ſich officiss über Rußlands 
Stellung zu gegenwärtigen deutſchen Angelegenheiten und über die Miſ⸗ 
fion des General⸗Lieutenant v. Manteuffel. Die kaiſerl. Regierung hat 
den neutralen Höfen vorgeſchlagen, eine Betheiligung Europa's zu ver⸗ 
langen und bei der Prüfung der territorialen und politiſchen Verände⸗ 
rungen, welche das auf gemeinſam unterzeichnete Verträge gegründete 
europäiſche Gleichgewicht erleidet. Dieſer Vorſchlag iſt von den anderen 
Cabinetten nicht unterſtützt worden. — Da das Prineip der europälſchen 
Solidarität ſomit für jetzt verlaſſen worden iſt von denſelben Mächten, 
in deren Uebereinſtimmung dieſe Solidarität weſentlich enthalten iſt, ſo 
hat die kaiſerl. ruſſiſche Regierung ſich ihres Urtheils enthalten. Ruß⸗ 
lands Rechte als europäiſche Großmacht bleiben vorbehalten; Rußlands 
Action iſt frei. Rußlands nationale Intereſſen werde ſeine einzige 


Richtſchnur bilden. 
Ai e nu. 


Bombay, 8. Aug. Der Vicekönig ermächtigte den britiſchen Re 
ſidenten im perſiſchen Golf, mit dem Chef der Vechabiten in Unter: 
handlung zu treten. Nena Sahib und Feroza Schah ſollen ſich ver⸗ 
kleidet in Khotan aufhalten. g 

Meteorologiſche Beobachtungen. 


——— — 


Der Barometerſtand bel 0 Grd. at. Winde | 
in Pariſer Linien, die Tempera ⸗ | Tempe- richtung und Wetter. 
tur der Luft nach Reaumur. rometer. j ratur, | b. 


Breslau, 3. Sept. 10 U. Ab. 330,06 | +9,0| W. 2. | Petter. 
4. Sept. 6 Uu. Mrg.] 331,07 9,0 SW. 1. Trübe. 


Breslau, 4 Sept. [Waſſerſtand.] O.⸗B. 44 F. 1 3. U.⸗B. — F. 3 3. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Wien, 4. Sept. Die „Wiener Abendp.“ ſchreibt: Eüddeutſche 
Organe ſprechen von einem Vertragsbruch Oeſterreichs gegen Baiern 
und legen eine irrig angezogene Stelle aus der Rede Pfordtens ſo 
aus. Der baieriſchen Regierung iſt wohl bekannt, daß Preußen aus⸗ 
drücklich die Friedensverhandlungen mit Oeſterreich und den Bundes⸗ 
genoſſen verweigerte, vielmehr auf beſonderen Verhandlungen mit 
den Krieg führenden Mächten beſtand, eben ſo daß Oeſterreich zur 


Fortführung des Krieges keineswegs aufgemuntert wurde. 
(Wolff's T. B.) 


Kabels mit dem „Great Eaſtern“ herzuſtellen. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen Nachrichten. 
Paris, 3. Pad, —— 8 3 uhr. Die Börſe war unbelebt. — 
Bie Zproc. Rente, welche zu ‚59,00 Begonnen, wid (hi auf Mai n 
iquidation ſchloſſen italieniſche Rente zu 56, 10, ’ 

50 Credit wolle u 66755 Lombarden zu 413, 75. Conſols von Mit: 
tags 1 Uhr waren 894% gemeldet. — Schlu 
talien. „proc. Rente 56, 00. Zproc. Spanier —. proc. 
eſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 363, 75. Credit⸗Mobilier⸗ 
Lombard. Eiſenbahn⸗Aktien 413, 75. 


Spanier —. 
Aktien 665, 00. 


% ten flau. 


ee % 
Wien, 3. Sept. [Abenp:-Börje.] Credit⸗Actien 158,60, Nordbahn I Br: 
’ 


5% Metalliques 61, 25. 


Ruin, 60. Eredit⸗ 


leblos und matt. Weizen 
ancothaler Br. 117 Ghd., pr. 


r. Sept.⸗Oet. 5000 


Pfd. B 
r., 70% Gd. Oel > Senttr. 


„Nopbr. 116 Br. u. Old. Roggen 
2 Gld., pr. Oetbr.Nov. Hy 


— - 3 


2 
= 
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Die bald darauf abgegangene, von Pa: | Staats-Anl. 


London, 2. Sept. Ein Telegramm aus Valentia meldet, daß es 
dem „Great Caſtern“ gelungen iſt, das atlantiſche Kabel, welches im 
Jahre 1865 gelegt wurde, wieder aufzufinden und die Verbindung des 
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b⸗Courſe: Bproc, Rente 69, 85, 


Oeſterr. Anleihe von 1865 pr. opt. 


312, 00. 6proc. Ver. St. pr. 1882 83%. , 

Frankfurt a. M., 3. Septbr. Nachm. 2 Uhr 30 Min. Schluß⸗ 
Courſe: Wiener Wechsel 91. Finnl. Anleihe —, Neue 14% Kimi 
n e —, 6 Verein. St.⸗Anl. pro 1882 76%, Deiterr. Hankantheile 
74 eſterr. Credit⸗Actien 143%. Darmſt. Bant-Actien 209%. Oeſterr. 
aden . ee dene — aan nr * 

eſtbahn —. in⸗Nahebahn —. Lu Bexba 3 e 
Ludwigsbahn Fr — 8 1854er Looſe 58% J. "1860. 


Than Ian 


. Böhmiihe Weſtbahn 9 


26 Br., pr. Oct. 26 Br. u. Gd., pr. Mai 264—26%. Kaffee ſehr ruhig. 
Zink 1000 Ctr. pr. Oct. ſpczielle Marke, 1000 Ctr. pr. Nov. 15 Mk. 15 
Schill. Wetter veränderlich, feucht. 

Liverpool, 3. September, Mittags. Baumwolle: 8000 Ballen Umſatz. 
arkt. Middling amerikaniſche 13%, middling Orleans 13%, fair 
ood middling fair Dhollerah 8%, middling Dhollerah 8, 
7, New Dhollerah 10, New Oomra 9%, Pernam g 

Amſterdam, 3. Septbr. Getreidemarkt (Schluß bericht). Weizen 
unverändert. Roggen loco preishaltend, gutes Geſchäſt. Raps pr. Oct. 
68%. Rübbl pr. October 39%, pr. Mai 41%. 


Berliner Börse vom 3. Septbr. 1866. 


Risoabahr-Stamm-Aotion. 


* 


Tonds- und geld-OCourse. 
Freiw. Staata-Anl. , „(43197 


von 18896 102% br. de pro 1864 1888 21. 
„„ e eee 1 fee 
ito 55 ®. Aachen-Mastrich| — — 4 8 
dito 12210 97% d. Amsterd.-Rottd.. Bio! UHR. 10 dz.neuelds 
11 18864½ 97 I ba. Berg.-Märkische 10% 19 82 5, [ 
dito 185614115 74. br. Berin-Anhalt. . ie | 18 1 % de. 
dito 188747 , bs. Berlin-Görlita...| — | — 1 175% B 
dito 1858 7 ba. dito Prior. — I 100 ba. 
dito 186414141973, ba. Berlin -Hamburg| 10 n 1 160% B 
Staats-Schuldscheine 316,88 dz. arl.-Potsd.-Mgd 16 h 4 205 Pa. 
Präm.-Anl. von 1865 310 124 ta. erlin-Stettin,...| 786 — 4 1127 bz. u. 0 
Borlinor Stadt-Oblig. 4½02½ ba. Böhm.-Wastb, . .| 5 -- 15 169 be 
„Kur- u. Neumärk, 31,81% ba. Breslau-Freib. ..| 89 E 4 1136 6, 
5 | Pommersche, .. ‚314162 bz. Cöln-Minden ...ı} „ 180 ba. 
"5 Posen sche 4 — Cosel-Oderberg . 2 4 162% 
© dito St-Prior.] — | ei — — 
2 dito dito — — [5 86 B. 
8 alls. Ludwigob.] 9 — s 1191, ba. 
3 Lndwigsh. Bexb, 10 4 105 B. 
3 Magd,-Halberst, 20 is 4 199% En. 
25 db.-Leipzig.. 18% — 1 264 oe. 
2 Mainz-Ludwigsh| : — 4 1130 ba. 
E eoklenburger „| 3 = 4 71 bs. u. E 
8 Neisse-Brieger ..| 4% * A 98% bz 
64 7 — 1 1 a — 4 bz 
Louled'or 110 G. |Oest.Bk. 78 ½ ba. Niedrschl. Zweb,| 41 
Hold! Nord. Fr.-Wilh. ] 3½ — 1 70 4 69% bz 
Yoldkr 9. 8½ 6. Deen Bk. a 4 0 ii 35952 585 
. 4 8. 
Ausländische Fonds, = 851 — 114% 3% — Ne 
Oesterr. Metalliquesss 18%, bz, Oestr.-Fr. St. B. 5 — 35 6% ba. 
re Oest. südi.8t-B|® | 7% |6 le 10007 
dito Lot. A. 03%, 46246244 b.|\Oppeln -Tarmow. „ 78 be, ba. 
dito dite 44% 8g, ba. Rheinische... .. 4 fis Asie. 
dito 84er Pr-A. 4 — da. dito Stamm-Pr.| 1 R 
dito  Eisenb.-L..|— |62 B. ein-Mahebahn! — — 4 429 ba. 
Ital. neue proc. Anl. 5 SO AA abe Starzard- Posch. 3½ Q 314194 B. 
1 51 Nn 1 A ger. 8 8% 1 l br. 
to Holl. Anl. ] . Warschau-Wien! u — |5 60 br. 
dito Poin-Sch.-Obl|A 64% ba. ha 4: 
Pola.Pfandbr.IIL Em. 4 7 7 460 J ba * 
37 


Poln, Obl, à 600 Fl. 4 
dito à 300 . 5 (88 etw. ba. u. B 


300 Bank- und Iadustrie-Paplere. 
Kurhess. 40 Thlr. Obl.— 156 B. 


Baden: 38 fa. 5 817 Be Dee e 
ikan, St.- 7 F Braungc 2 Fe . 
Auerikan Bt-Anl...ı6 ne eremer Bank. h, 612 14 8, 6 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotion. Danziger Bank. Ag | 180 4 07 8 
Berg,-Märl 6 44% 97 ba. Darmst. Zettelb.| 8 116 4 98 B. 
dito II. 4½% 96% B. Geraer Bank 8 7% 4 103 B. 
dito IW. 4% % 0. haar. zu * 4 |v8 B. 
dito III. v. St.3½g.J3½/70 ½ 0. Hannoversche B.“ 59, |4 4 64% B. 
Göln-Minden.... 98 5 Hamb. Nordd. B.| „ 4 i @. 
dito 4 M. 6 101% B. „ Vereins- 72 8% 4 108% B. 
dito 4 893, B. Königsberger B.] 69, 900 ° 1107 8. 
dito I 88 % ba Luxemburger B. 4 4 82% G. 
dito 4% 6 6. Magdeburger B.] 5¼½0 51 14 95 U 
dito IV. 4 55% be. u. B. Posener Bank ..| 7 6% ja 99% 6 
1 75 { 1 e Baakl'6 14 1e * 
Cos. Oderb. * *. ringer d 
to Ul G 8 0 „ 7 % 4 197% ba 
Gel, Ludwigsb. .... 5 75% be. — 
Niederschl,-Märk.. 44, %%% @. Berl. Hand,-Ges,| 8 8 4 1107 6. 
dito eonv.4 90 ½ @. Coburg Credb.A.| 8 8, 4 192 B. 
dito ‚la |88 B. Darmstädter „| 6 6% 4 (83 b. 
dito IV. 3904 ba, Dessauer „[ 1 -U. 
Nadschl. Zweigb. L. C. 99 B. Disc.-Com,-Ant, ] 6% | — 4 A b. 
Oberschleg, 4... . Genfer Credb.-A.| — % 1 20%½ P. ba. 
dito 3. * —— ger „ 2 — 1 fo, 8. 
to O.iuers 69% d. mer 4 7½ — 4 u. 
dito . an, G. Idauer Lds. -B. a 
A 70½ ba. Oegterr. Credb. A. g = 0246/40 % be 
dio .. 9377 0 Ver. 6½ 7% 4 0 
Dust Rss ni 3 216% 6. . 
est. südl, §t.-B. . 3 214 ba. Minerva 1 46 
Rhein v. St. gar... 1 9835 8. Fbr.v.Eisenbäf. .| 82, | 61, o 97 6. 


Rhein-Nahe-B, gar. 84% b. 


Berlin, 3. Sept. Weizen loco 50—74 Thlr. nach Qualit iß 
bunter poln. 71% Thlr. elber uckermärker 68 Thlr. ab Bahn — 9 — 
mend bunter poln. 60 Tblr. bez, Lieferung pro Sept.⸗Otibr. 65 Thlr. Br., 
64% Thlr. Old, Okt. Nov. 9 Thlr. Br., April⸗Mai 64 Thlr. dez. 
und Gld., 65 Thlr. Br. — Roggen loco 7982 pfd. 46—K Thlr. 55 
Bahn und Kahn bez., ſchwimmend 79—82pfd. 46— % Thlr. bez., pro Sept. 
und Sept.⸗Okt. 46 — 45% —46 Thlr. bez., Br. und Gld., Olt.⸗Nov. 45 
%—Y Thlr. bez., REN. 5% —45— 7 Thlr. bez., Frühjahr 4%— 
45% —45 Thlr. bez. und Gld., „ Thlr. Br. Gerſte große und kleine 
38—44 Thlr. pro 1750 Pfd. — Hafer ioce 2327 Thlr., ſchleſ. 24 

Septbr.⸗Okt., Okt.⸗Nov. und Nov.⸗Dez. 23% 


12 ½ Thlr. bez., Sept⸗Okt. 12 4 Thlr. bez., Okt.⸗Nov. und Nov.⸗Dez, 
12%—-% Thlr. bez., April-Mai 12/1 — 4 Er ‚ve 
14% Thlr. — Spiritus loco ohne 
Sr Me . 8 Bud 
— du r. bez., „Dez. 2 ＋1— r. bez. und Gld., % 5 
Br., April⸗Mai 14% — % % Tölt. bez. * 
Weizen loco zu beſten Preiſen 
ee waren 
von Hauſe aus überwiegend gefragt, wozu wohl ha das ein⸗ 
enwetter beigetragen Es a Nach beriebinter Kaufluſt ers 
timmung im Verlaufe, wobei Preiſe etwas nachgaben, jedoch 
ſich wieder zum Schluß höher ſtellten. Loco⸗ und ſchwimmende Maare, na⸗ 
mentlich zu Verſandtzwecken aus dem Markt genommen. Gek. 4000 Etur. 
Hafer disponibel obne Aenderung, Termine geſchaſtslos. 
Von Rüböl war Loco⸗Waare, jo wie nahe Lieferung im Werthe preisbaltend 
wogegen ſich fpätere Sichten ſchließlich etwas a f ſtellten. 
und höher eröffnend, wurde alsdann zu etwas billigeren Preiſen umgejept, 
10 ht 120 A gegen Sonnabend wenig berändert find, — Gelündigt 
), uart, 


neuer 70—76 Sgr., ausgewachſener und blauer gr. — Roggen 
matter, pr. 915 neuer 48.—52 Sgr., alter 53-56 Sgr., feinſte Sorte 
über Notiz bezahlt, — Gerſte flau, pr. 74 Pfd. weiße 44—45 S 5 
elle und ge 5 38—42 Sgr. Hafer wenig beachtet, pr. 50 Pfd. . 
29 Sgr., kinſter über Notiz bezahlt. Koch⸗Erdſen ruhiger. Widen 
ohne Handel. T Oelſaaten ohne Aenderung. — Lupinen ohne Handel. 
A ‚Se 115 n ‚menig a. hr. PM. W it feinſte 
S bezahlt. — aglein ohne Handel. — Ra uchen 
behauptet, 42—44 Sor. 25 Gtr. > PO 
gr. pr. Schff. f Sgr. pr. Sch h. 
Weißer Weizen, alter. 68 —80—80 Erbſen 50—56—65 
Gelber Weizen, alter... 68—75—80 Lore pr. Sad a 180 fad. Brutto. 
di neuer . 70-73-76 Winter⸗Raps 190-202 
Roggen, Allee. upenr. 53—54—56 Winter⸗Rübſen 160—172—182 
dito neuer 4850-52 Sommer⸗Rübſen. . . 145—152—160 
Dan 38—41—45 Leindotter 130 —140—150 
ere eee 242729 0 


Kleeſagt ſchwacher Umſatz, rothe 1314, Thlr. pr. Gtr. 
Bene Sad & 150 Pfd. Netto 20-28 Sgr., Metze 1—1% Sar. 


Das 44. Stück der Gefepfammlung enthält unter Nr. 6397 das Privi le 
nhaber lautender Obligationen der Stad 
6; und unter Nr 

d die Verleihung 
ommunalwege don 
och und Asperden im Kreiſe Cleve 


ium wegen Ausgabe auf den 
Chin im Beten e Do 700,000 Thlrn. Vom 25. Juli 1 
6398 den Allerhöchſten Erlaß vom 13. Auguſt 1866, betre 
des Rechts zur Erhebung eines Chauſſeegeldes auf dem 

Goch noch Gaesdont an die Gemeinden 


des Regierungsbezirks Duüͤſſeldorf. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 2 Mr a 
Druck von Grab, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


26 Thlr. bez., Sept. 24 Thlr. 

Thlr., Puder 24 Thlr. — Erbſen, Koch und Zutterwaare 50—64 Thlr. 
— Winterraps loco poln. und galiziſcher 75— 83 Thlr. bez. — Wins 
terrübſen peln. 73 Thlr. bez. — Rad di loco 124 Thlr. Br., Sept. 


r. bez. — Leinöl loco 
Faß 15% Thir. bez., Sept. und 


ziemlich rege gehandelt, Termine boher. 
heute ungeachtet der flauen auswärtigen erichte 


Gel. 600 Ctnr. 
piritus feft 


— 


